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Liebe Leserinnen und Leser,

in  Deutschland  sind  wir  als  Frie-
densbewegung in den letzten Wochen 
und Monaten  wieder  deutlich  stärker 
geworden, trotz Diffamierungen in bis-
her ungeahnter Weise. Bei den Oster-
märschen beteiligten  sich an 120 Or-
ten insgesamt ca. 30.000 Menschen.

Natürlich war der Ukraine-Krieg das 
dominierende Thema und damit auch 
die  Forderung  nach  einer  diplomati-
schen Lösung. Es gibt gute Gründe für 
Optimismus, allerdings nicht mit Blick 
auf die deutsche Politik,  sondern auf-
grund globaler Entwicklungen. 

Eine tatsächliche Zeitenwende stellt 
nämlich ein Ereignis dar,  das kürzlich 
für  weltweite  Aufmerksamkeit  sorgte. 
Unter  Vermittlung  von  China  kam  es 
zu  einer  diplomatischen  Normalisie-
rung zwischen Saudi-Arabien und Iran, 
den beiden Haupt-Kontrahenten in der 
Krisen- und Kriegsregion Mittelost. Di-
rekt  und  indirekt  sind  diese  beiden 
Länder  vor  allem  an  dem  mörderi-
schen  Jemen-Krieg  und  der  dortigen 
humanitären Katastrophe beteiligt. 

China  betreibt  nicht  nur  in  dieser 
Region eine glaubwürdige  Diplomatie 
durch Distanz  zu den jeweiligen Kon-
fliktparteien.  Hoffnungen  auf  weitere 
diplomatische  Durchbrüche  auch  zur 
Beendigung  des  militärisch  sinnlosen 
Stellungskrieges  in  der  Ukraine  sind 
deshalb berechtigt. 

Leider  werden diese  positiven  Ent-
wicklungen  in  der  deutschen  Politik 
und den Leitmedien  nicht  gewürdigt. 
Schließlich wird ja fleißig an dem neu-
en Feindbild China gearbeitet, weil Chi-
na von den USA als Hauptbedrohung 
ihrer  globalen  Hegemonie  erkannt 
worden  ist  und  die  deutsche  Politik 
sich dabei in Vasallentreue zeigt. 

Ein grundlegender Irrtum der deut-
schen Politik ist dabei die völlige Fehl-
einschätzung  der  eigenen  weltpoliti-
schen Relevanz – auch unter der Per-
spektive  der  dominanten  deutschen 
Rolle innerhalb der EU. 

Weltweit  leben  etwas  mehr  als  8 
Mrd. Menschen, davon jeweils 1,4 Mrd. 
Menschen in China und Indien. Diese 
beiden  Länder  betreiben  mittlerweile 

eine eigenständige Rolle, die dem Ge-
wicht  ihrer  Bevölkerungszahlen  ent-
spricht.  Zum  Vergleich:  Die  EU  hat 
knapp  450  Mio.  Einwohner,  die  USA 
kommen auf ca. 330 Mio.

Wie  unterschiedlich  die  Außenpoli-
tik sich außerhalb der eurozentrischen 
Sichtweise  darstellt,  zeigen  nicht  nur 
die diplomatischen Erfolge Chinas. Das 
in  dieser  Ausgabe  abgedruckte  Ge-
spräch mit dem indischen Außenminis-
ter ist in mehrfacher Hinsicht bemer-
kenswert.  Eine  Kernaussage  von  ihm 
ist:  „Die Welt kann nicht mehr so euro-
zentrisch sein wie in der Vergangenheit“. 

Das heißt: Die gerade von der deut-
schen  Politik  beschworenen  „westli-
chen  Werte“  und  eine  „regelbasierte 
Ordnung“ verkommen zu bloßen Wort-
hülsen. Es geht auch nicht um „Demo-
kratien gegen Autokratien“. Die politi-
schen  Systeme  Chinas  und  Indiens 
sind  zwar  sehr  unterschiedlich,  aber 
inwieweit  die  vorgenannten  Begriff-
lichkeiten  dafür  taugliche  Umschrei-
bungen sind, ist eine ganz andere Fra-
ge. Bemerkenswert ist,  dass der indi-
sche  Außenminister  Jaishankar  zwar 
klar von schwierigen Beziehungen sei-
nes Landes zu China spricht, nicht aber 
von einem „systemischen Rivalen“, wie 
es von der deutschen Politik schwadro-
niert wird. 

Seine Darstellungen sind nicht  nur 
aufschlussreich  dazu,  was  Diplomatie 
bedeutet,  sondern  wie  diese  auch 
wirksam werden kann. Dieses gilt  na-
türlich vor allem vor dem Hintergrund 
unterschiedlicher  zwischenstaatlicher 
Interessen und deren Ausgleich. 

Eine global durchsetzbare Friedens-
politik  erfordert  aber nicht nur diplo-
matisch  routinierte  Akteure,  sondern 
nach  wie  vor  eine  international  ver-
netzte  Friedensbewegung.  Dazu  ge-
hört auch die Solidarität mit zivilgesell-
schaftlichen  Bewegungen  des  Globa-
len Südens. Unsere Aufgabe dabei ist: 
Eurozentrische  Sichtweisen  ablegen  – 
auch mit Rückblick auf die frühere Ko-
lonialpolitik Europas -  und die existen-
ziellen Interessen des Globalen Südens 
anerkennen.  Anstehende  Aktivitäten 
bieten dazu einige Ansatzpunkte.

Karl-Heinz Peil
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Aktuell

Israel hat Angst vor Frieden 
von Shir Hever

Der Beitrag erschien zuerst am 20.3.2023 bei 
den Nachdenkseiten

Im  Jahr  2014  schrieb  der  israelische 
Haaretz-Journalist Gideon Levy einen Ar-
tikel  mit  dem  Titel  „Israel  will  keinen 
Frieden“. [1] Damals galt der Artikel als 
sehr umstritten, weil israelische Politiker 
von links und rechts das  Wort Frieden 
so oft verwendet haben, dass sie die Be-
deutung des  Wortes  abgenutzt  haben. 
Von  der  israelischen  Unabhängigkeits-
erklärung bis  hin  zu  Ariel  Sharons  be-
rühmtem  Wahlkampfslogan  „Frieden 
und  Sicherheit“  –  stand  der  Frieden 
wirklich auf der Tagesordnung der isra-
elischen Regierungen?

Das Abkommen vom 10.3.2023: 
Ein Schock für Israel

Das  neue  Friedens-  und  Normalisie-
rungsabkommen  zwischen  dem  Iran 
und  Saudi-Arabien  verrät  viel  darüber, 
was  die  Israelis  wirklich  über  Frieden 
denken.

Das  neue  Abkommen,  das  am  10. 
März unterzeichnet wurde, kam für die 
israelische  Öffentlichkeit  völlig  überra-
schend,  obwohl  die  iranische  und  die 
saudische  Regierung  inzwischen  zuge-
geben haben, dass seit etwa einem Jahr 
geheime Verhandlungen vor den Augen 
der israelischen Geheimdienste geführt 
wurden.[2] Im Nachhinein behaupten is-
raelische Beamte, dass sie seit Langem 
von den Verhandlungen wussten – aber 

nichts unternommen haben.
Ein  Friedensabkommen  zwischen 

zwei der mächtigsten Staaten im Na-
hen Osten, die heftig miteinander ver-
feindet  waren  und  sich  gegenseitig 
mit Krieg bedroht haben, ist ein enor-
mer  Beitrag  zur  Stabilität  im  Nahen 
Osten  und  ein  Hoffnungsschimmer 
für die bedrängte Bevölkerung des Je-
men, die eine brutale Militärinterven-
tion der von Saudi-Arabien angeführ-
ten Koalition zur Beendigung des Krie-
ges erdulden musste. 

Der Konflikt zwischen Saudi-Arabien 
und dem Iran hat die Waffenindustrie, 
die  internen  Auseinandersetzungen 
im  Libanon  (zwischen  der  vom  Iran 
unterstützten  Hisbollah-Partei  und 
den  von Saudi-Arabien  unterstützten 
sunnitischen  Kräften),  den  Bürger-
krieg in Syrien und vieles mehr ange-
heizt. [3]

Nur in Israel, so scheint es, wird das 
Friedensabkommen  als  schlechte 
Nachricht  empfunden.  Sowohl  die 
rechtsextreme  Netanjahu-Regierung 
als auch die liberal-zionistischen (aber 
ebenso rassistischen) Oppositionspar-
teien bezeichnen das Abkommen als 
eine  Katastrophe.  Oppositionsführer 
Lapid  warf  Netanjahu  vor,  die  Au-
ßenbeziehungen  Israels  zu  vernach-
lässigen und sich nur auf die internen 
Justizreformen zu konzentrieren. 

Lapid  schrieb,  dass  das  saudisch-
iranische  Abkommen  ein  „ge-
fährlicher Misserfolg“  für Israel 
sei  und  dass,  „anstatt  Saudi-
Arabien  dazu  zu  bringen,  ein 
Friedensabkommen mit  uns zu 
unterzeichnen,  sie  es  mit  dem 
Iran  unterzeichnen“  [4]  –  eine 
Anspielung darauf,  dass  Saudi-
Arabien  möglicherweise  bereit 
gewesen  wäre,  die  Beziehun-
gen  zu  Israel  im  Rahmen  der 
Abrahamischen  Verträge  zu 
normalisieren,  aber  wegen der 
rechtsextremen  Provokationen 
der  Regierung  in  der  Al-Aqsa-
Moschee  und  der  Entjungfe-
rung des  Westjordanlandes  [5] 
angewidert  weggeschoben 
wurde.

Netanjahu  reagierte,  indem 

er  die  Vorgängerregierung,  die  von 
Lapid und Bennet,  beschuldigte,  den 
Machtzuwachs  des  Iran  zuzulassen 
und  die  Druckkampagne  gegen  den 
Iran zu vernachlässigen.

Netanjahu hat den Iran in der Tat zu 
einem Schlüsselelement seiner politi-
schen  Agenda  gemacht,  und  seine 
Präsentation,  in  der  er  behauptete, 
Beweise  für  die  Entwicklung  eines 
Atomwaffenprogramms  durch  den 
Iran vorzulegen (die jedoch entkräftet 
wurden), scheint den ehemaligen US-
Präsidenten Donald Trump zum Aus-
stieg aus dem JCPOA, dem Iran-Atom-
abkommen, bewogen zu haben. 

Das Schreckgespenst Iran: 
Innenpolitisch notwendig

Obwohl  viele  Analysten,  darunter 
auch  israelische  Militäranalysten,  ar-
gumentierten, dass der JCPOA den Si-
cherheitsinteressen  Israels  besser 
dient als kein Abkommen und Sankti-
onen, ließ Netanjahu nicht locker.  Er 
brauchte  den  Iran  als  Schreckge-
spenst, um die israelische Öffentlich-
keit dazu zu bringen, für ihn zu stim-
men,  und  kaufte  U-Boote  aus 
Deutschland,  die  Atomsprengköpfe 
tragen können, um zu beweisen, dass 
er einen Plan zum Schutz Israels vor 
einem iranischen Atomschlag hat [6].

Kurz  nach  der  Bekanntgabe  des 
Normalisierungsabkommens  zwi-
schen  dem  Iran  und  Saudi-Arabien 
gaben  die  Vereinigten  Arabischen 
Emirate  (VAE)  bekannt,  dass  sie  die 
Waffenimporte  aus  Israel  einfrieren 
[7]. Dies beweist, dass das Abraham-
Abkommen,  das  von  Netanjahu  als 
Schritt in Richtung Frieden im Nahen 
Osten  gepriesen  wurde,  in  Wirklich-
keit nur ein Vorwand für militärische 
Handelsbeziehungen war.

Saudi-Arabien ist  nach wie vor das 
reichste  und  mächtigste  Land  am 
Golf.  Es  weigerte  sich,  die  Beziehun-
gen zu Israel offen zu normalisieren, 
erlaubte aber hinter den Kulissen den 
VAE,  Bahrain,  Marokko  und dem Su-
dan,  diplomatische  Beziehungen  zu 
Israel  aufzunehmen,  während  es  im 
Stillen inoffizielle Beziehungen zu Tel 
Aviv eröffnete. 
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Filzschreiber und zeichnete damit eine rote Linie: 
In drei bis sechs Monaten werde der Iran die 
Atombombe haben.



Aktuell

Für die israelischen Sicherheitsinstitu-
tionen  lag  der  Grund  dafür  auf  der 
Hand:  Saudi-Arabien fürchtete  sich vor 
der  militärischen  Macht  des  Iran  und 
suchte  Unterstützung  bei  der  israeli-
schen Armee, den Geheimdiensten und 
der Militärindustrie.

Kritik aus Israel an Fixierung 
auf militärische Lösungen

Der  ehemalige  Mossad-Chef  Efraim 
Halevy warnte, dass angesichts des sau-
disch-iranischen Abkommens Israels ra-
tionaler  Weg  die  Annäherung  an  den 
Iran sei, um eine Alternative zu militäri-
schen  Lösungen  zu  finden.  Selbst  Ha-
levy, der den israelischen Mossad wäh-
rend der zweiten Intifada befehligte und 
Attentate beaufsichtigte, weiß, dass das 
saudisch-iranische  Abkommen  zeigt, 
dass  nicht  alle  Probleme  mit  tödlicher 
Gewalt gelöst werden können. [8]

Die  israelischen  Streitkräfte  haben 
zwar 1967 und 1973 erfolgreich Gebiete 
erobert  und  die  von  der  Sowjetunion 
unterstützten  arabischen  Armeen  be-
siegt  (im Oktoberkrieg 1973  haben sie 
die arabischen Armeen nur dank der mi-
litärischen Unterstützung der  USA und 
unter enormen Kosten zurückgedrängt), 
aber fünfzig Jahre lang war ihr einziger 
Einsatz  gegen die  Zivilbevölkerung ge-
richtet. 

Während der israelischen Invasion im 
Libanon 2006 wurde das israelische Mili-
tär  gedemütigt.  Soldaten,  die  es  ge-
wohnt sind, Teenager zu jagen und un-
bewaffnete  Palästinenser:innen  zu  tö-
ten,  waren  nicht  darauf  vorbereitet, 
dass  die  Hisbollah-Kräfte  zurückschla-
gen  würden.  [9]  Die  Saudis  waren  zu-
tiefst enttäuscht, als sich die israelische 
Armee  2017  während  der  Hariri-Krise 
weigerte,  in  den  Libanon  einzumar-
schieren, und begannen, an dem Hype 
um die militärische Überlegenheit Isra-
els zu zweifeln. [10] 

Die Entscheidung der saudischen Re-
gierung,  eine  friedliche  und diplomati-
sche Lösung des Konflikts mit dem Iran 
anstelle  einer  militärischen  zu  suchen, 
ist ermutigend und ein weiterer Schlag 
für das Prestige der israelischen Streit-
kräfte.

Das  iranisch-saudische  Friedensab-
kommen wurde in  den Medien als  ein 
chinesischer  Coup  diskutiert,  der  von 

China in einer fast beispiellosen diplo-
matischen  Ouvertüre  in  den  Nahen 
Osten  vermittelt  wurde  [11].  Das  ist 
richtig, aber es sollte auch angemerkt 
werden, dass dieses Abkommen Russ-
land enorm zugutekommt und zeigt, 
dass  Russland aus  dem Krieg in  der 
Ukraine einen Nutzen zieht,  der sich 
nicht in eroberten Gebieten oder ge-
sprengten Panzern messen lässt.

Während die  USA darum kämpfen, 
die  NATO  gegen  die  russische  Inva-
sion geschlossen zu halten, und wäh-
rend die  Bevölkerung der  NATO-Mit-
glieder vor allem in Europa unter ei-
nem sinkenden Lebensstandard, stei-
genden  Energiepreisen  und  einem 
Rückfall  des  politischen  Diskurses  in 
den Militarismus des 20. Jahrhunderts 
auf Kosten der hart erkämpften bür-
gerlichen Freiheiten leidet, kann China 
mehr Macht ausüben und seinen Platz 
als Weltmacht behaupten.

Der Iran wurde in ein Bündnis mit 
Russland  gezwungen,  das  auf  dem 
Prinzip „der Feind meines Feindes ist 
mein Freund“ basiert  – welche ande-
ren  Optionen  hat  er,  wenn  die  USA 
sich  weigern,  einen  diplomatischen 
Weg zur  Überwachung seines  Atom-
programms  einzuschlagen?  Saudi-
Arabien, das ein starker Verbündeter 
der USA und der NATO war, hat nun 
einen  Schritt  in  Richtung  Neutralität 
getan.

Gescheitert: Israel und die 
Anti-Iran-Koalition

Der Zusammenbruch der Anti-Iran-
Koalition im Nahen Osten hat die isra-
elische Strategie unterminiert. Indem 
sie als Projektionsfläche für die impe-
rialistischen Kräfte der USA im Nahen 
Osten fungierte, konnte es sich die is-
raelische Regierung leisten, die „Neu-
tralitäts“-Karte in Bezug auf den Krieg 
in der Ukraine auszuspielen [12], und 
weigerte  sich,  die  Ukraine  zu  unter-
stützen – was eine Beleidigung für die 
US-Regierung unter Biden ist, die die 
israelische  Besatzung  und  Apartheid 
weiterhin mit Waffen im Wert von Mil-
liarden  von  Dollar  und  mit  bedin-
gungslosem diplomatischen Beistand 
in der UNO unterstützt. 

Der  erste  Riss  in  Israels  Strategie 
wurde  bereits  sichtbar,  als  Israel  wi-

derwillig  zustimmte,  Anti-Drohnen-
Systeme an die Ukraine zu verkaufen 
[13]. Das System würde es der israeli-
schen  Rüstungsindustrie  theoretisch 
ermöglichen,  die  Wirksamkeit  gegen 
iranische Drohnen zu testen, die vom 
russischen Militär  eingesetzt werden, 
aber es besteht auch die reale Gefahr, 
dass  sich  das  israelische  System  als 
unwirksam erweist, was ein Schlag für 
die  israelischen  Rüstungsexporte 
wäre. 

Russland hat Israel bereits gewarnt, 
dass es Vergeltung üben wird, wenn 
Israel Waffen an die Ukraine verkauft, 
indem  es  die  regelmäßigen  israeli-
schen Bombenangriffe  in  Syrien,  die 
jedes Jahr Dutzende von Menschenle-
ben  fordern,  nicht  länger  toleriert 
[14].

Dr. Shir Hever ist Politikwissenschaftler und  
Mitglied der „Jüdischen Stimme für gerechten  

Frieden in Nahost“.
Fußnoten siehe Online-Fassung

Bürgermeisterin von 
Barcelona stoppt 
Beziehungen zu Israel

Die  Bürgermeisterin  von  Barce-
lona,  Ada  Colau,  hat  die  Beziehun-
gen  ihrer  Stadt  zu  Israel  abgebro-
chen bis  die  Rechte der Palästinen-
ser:innen respektiert werden. Sie be-
endete  eine  25-jährige  Städtepart-
nerschaft mit Tel Aviv.

In einem Brief an den israelischen 
Premierminister  Benjamin  Netan-
jahu  zitierte  sie  eine  Reihe  israeli-
scher Maßnahmen, darunter die 55-
jährige  militärische  Besetzung  des 
Westjordanlandes, die Annexion Ost-
jerusalems und den Siedlungsbau.

„Als  Bürgermeisterin  von  Barce-
lona, einer Stadt am Mittelmeer und 
Verfechterin  der  Menschenrechte, 
kann  ich  nicht  gleichgültig  gegen-
über der systematischen Verletzung 
der Menschenrechte sein.“ 

Dutzende lokale Gruppen und tau-
sende  Bürger:innen  in  Barcelona 
hatten Druck gemacht, die Beziehun-
gen zu Apartheid-Israel einzustellen.

Quelle: Palästina-Journal , März 2023
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Analyse

China ignoriert die USA, da Diplomatie sich als nutzlos gezeigt hat
Von Timur Fomenko (aus dem Englischen)

Peking  möchte  eindeutig  keine  Zeit 
und Ressourcen mehr verwenden, um 
mit Regierungen zu sprechen, von de-
nen es  auf  Schritt  und Tritt  untergra-
ben und verunglimpft wird. Warum sich 
überhaupt die Mühe machen? Die USA 
sind  eindeutig  kein  zuverlässiger  Ak-
teur oder Partner. 

In einem kürzlich erschienenen Arti-
kel in der Politico,  in dem nicht näher 
benannte  US-Beamte  zitiert  wurden, 
wird  behauptet,  dass  China  die  USA 
"ghostet" und amerikanische Versuche 
ignoriert,  die  diplomatische Kommuni-
kation  wiederherzustellen,  nachdem 
diese im Februar zusammengebrochen 
war.

Diplomatisches „Ghosting“ 
Chinas gegenüber den USA

Falls man mit dem Begriff "Ghosting" 
nicht vertraut ist: "To ghost somebody" 
(jemanden zum Geist machen), ist aus 
dem Slang der Sozialen Medien und be-
deutet,  ein  Gespräch  hängenzulassen, 
indem man plötzlich aufhört zu antwor-
ten. Laut den von der Politico zitierten 
Beamten ist dies der Fall zwischen den 
USA  und  China,  wobei  Außenminister 
Antony Blinken versucht, seinen Besuch 
in Peking neu anzusetzen, nachdem er 
diesen  wegen  des  Vorfalles  mit  dem 
"Spionageballon"  abgesagt  hatte.  Seit-
dem zeigen ihm die Chinesen die diplo-
matische kalte Schulter.

So wie der Artikel es darstellt, unter-
nimmt Washington Versuche, "eine zu-
nehmend volatile Beziehung zu stabili-
sieren", aber das "dünnhäutige" Peking 
vermeidet eine Verbindlichkeit,  weil es 
unter  anderem  US-Waffenverkäufe  an 
Taiwan und die Kontakte von US-Offizi-
ellen mit Taipeh ablehnt.

"Dünnhäutig"  ist  eine  verblüffende 
Beschreibung für  Chinas  Umgang mit 
den  USA,  wenn  man  die  Entwicklung 
nüchtern  betrachtet.  Peking  ist  wahr-
scheinlich zu dem Schluss gekommen, 
dass  es  Zeitverschwendung  ist,  den 
Dialog  mit  Washington  fortzusetzen, 
das  bisher  keinerlei  guten  Willen  ge-
zeigt  hat.  Stattdessen hat sich die Re-
gierung  von  Präsident  Joe  Biden  als 
leicht  anfällig  für  Ausbrüche von Anti-
China-Hysterie auf der innenpolitischen 

Arena erwiesen,  was  normale  diplo-
matische  Beziehungen  unmöglich 
macht.  Trotz  der Tatsache,  dass  US-
Offizielle wie Blinken ständig von der 
Notwendigkeit  sogenannter  "Leit-
planken" in den Beziehungen zu Pe-
king  sprechen,  ist  es  ziemlich  klar, 
dass die USA wenig Interesse an ei-
ner reifen Zusammenarbeit mit China 
haben und von einem solchen Kon-
takt  aus  Pekings  Perspektive  nichts 
zu gewinnen ist.

Liste von Feindseligkeiten 
der USA gegenüber China

China hat in den vergangenen Jah-
ren  immense  diplomatische  Geduld 
gegenüber den USA bewiesen, auch 
wenn  Washington  unerbittliche 
Feindseligkeiten  gegenüber  Peking 
zum  Ausdruck  gebracht  hat,  ein-
schließlich aber nicht beschränkt auf:

> Vorwürfe des Völkermords;
> Schwarze Liste zahlreicher chine-

sische Technologieunternehmen;
> Versuche, Chinas technologische 

Entwicklung zu unterdrücken;
> Rückzieher bei Washingtons Ver-

bindlichkeit bei der Ein-China-Politik;
> Verbreitung von Verschwörungs-

theorien über die Ursprünge der Co-
vid-19-Pandemie;

>  Aufbau  neuer  Militärbündnisse 
wie AUKUS mit der Absicht, China ein-
zudämmen;

> Drittländer zu zwingen, wichtige 
chinesische  Investitionen zu  blockie-
ren oder abzulehnen;

>  Zwingen  anderer  Länder,  Partei 
zu ergreifen, um ein Klima wie im Kal-
ten Krieg zu schaffen;

>  Aufpeitschen  von  antichinesi-
scher  Paranoia  und Verunglimpfung 
Chinas in der US-Innenpolitik.

Die Liste ist nicht vollständig, doch 
China  war  einmal  wirklich  davon 
überzeugt, dass diese feindselige Po-
litik  ein  "Fehler"  der  Regierung  von 
Trump  gewesen  sei,  und  versuchte, 
Biden  positiv  entgegenzutreten,  um 
in  Washington  eine  Kurskorrektur 
herbeizuführen.  Peking  lag  falsch, 
sehr  falsch.  Die  Administration  von 

Joe  Biden  hat  den  außenpolitischen 
Konsens,  den  der  frühere  Präsident 
Donald  Trump  etabliert  hatte,  nicht 
nur übernommen, sondern unkritisch 
verschärft  und  die  Dinge  nur  noch 
schlimmer gemacht. Dies hat die Fal-
ken in Peking, darunter Präsident Xi 
Jinping selbst, der die USA nun direkt 
angerufen  hat,  dazu  gebracht,  zu 
dem  Schluss  zu  kommen,  dass  die 
Beziehung zu den USA nicht mehr zu 
retten ist.

US-Innenpolitik bestimmt 
Außenpolitik gegen China

Das  innenpolitische  Klima  in  den 
USA ist so giftig, dass es fraglich ist, 
ob die Regierung von Joe Biden über-
haupt  eine  Kontrolle  über  ihre  Au-
ßenpolitik hat. Wenn eine große anti-
chinesische "Idee" in den USA politi-
sche  Zugkraft  gewinnt,  verhält  sich 
die Biden-Administration  – ungeach-
tet der Folgen auf die nationalen In-
teressen der USA oder auf die Bezie-
hungen zu China – geradezu als "Mit-
läufer", statt sich dagegen zu wehren 
oder einen vernünftigen Kurs einzu-
schlagen. Dies hat es den Falken er-
möglicht, die außenpolitische Agenda 
vor sich hinzutreiben.

Man nehme etwa  das  Thema Tik-
Tok,  das  die  Biden-Administration 
lange  Zeit  zu  ignorieren  versuchte. 
Aber als  ein von den Republikanern 
angeführter  Vorstoß,  die  Social-Me-
dia-Plattform in den USA zu verbieten 
und  die  Angelegenheit  selbst  an 
Fahrt  gewann,  sprang  das  Weiße 
Haus auf den anfahrenden Zug auf. 
Auch  wollte  Biden  den  angeblichen 
"Spionageballon"  ursprünglich  nicht 
abschießen  lassen,  tat  dies  aber, 
nachdem die Paranoia um ihn herum 
außer Kontrolle geraten war.

Stigmatisierung als Sünden-
bock verhindert Diplomatie

In  ähnlicher  Weise  hat  die  US-Re-
gierung  gelernt,  dass  die  Verwen-
dung Chinas  als  politischer  Sünden-
bock  es  ihr  ermöglicht,  die  Angriffe 
des rechten Flügels bis zu einem ge-
wissen  Grad  "abzuwehren",  wie  es 
am  deutlichsten  wurde,  als  sie  die 
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Verschwörungstheorie  der  "Covid-19-
Laborlecks"  wieder  aufnahm.  Diese 
spaltenden  und  polarisierten  politi-
schen  Umstände  innerhalb  der  USA 
machen Diplomatie letztlich unmöglich, 
und  es  soll  sehr  darauf  hingewiesen 
sein, dass China, selbst als es noch Di-
plomatie  mit  den  USA  gepflegt  hat, 
stets  Ankündigungen  in  herablassen-
der  Weise  aus  Washington  erdulden 
musste, in denen neue Sanktionen ge-
gen China bekannt gegeben wurden – 
entweder  vor  oder  nach  einem  diplo-

matischen  Treffen  –,  um  innenpoli-
tisch "hart" zu erscheinen.

Abschließend die Frage: Warum soll 
sich Peking überhaupt die Mühe ma-
chen? Die USA sind eindeutig kein zu-
verlässiger  Akteur  oder  Partner. 
China wird die USA so lange weiter-
hin  "ghosten",  bis  es  überzeugt  ist, 
dass  einige  akzeptable  Zugeständ-
nisse  erreicht  werden  können,  und 
wird somit den Dialogfluss diktieren, 
um  ein  gleichberechtigtes  Mitspra-

cherecht in den Beziehungen zu wah-
ren. Bis zu diesem Zeitpunkt sind di-
plomatische  Bemühungen  und  Res-
sourcen  anderswo  eindeutig  besser 
angelegt. Warum so viel Verbindlich-
keiten darauf verwenden, mit jeman-
dem zu sprechen, von dem man auf 
irrationale  Weise  gehasst  wird,  von 
dem  man  als  größten  Feind  und 
größte  Bedrohung  gebrandmarkt 
wird  und  der  eindeutig  nichts  als 
feindselige Absichten hegt? 

Quelle: RT DE

Von Michael T. Klare
Die Spannungen zwischen Washing-

ton und Beijing nehmen zu. Stellen Sie 
sich eine Welt vor, in der die USA mit 
Diplomatie  auf  China  zugehen,  ohne 
einen  verheerenden  Krieg  zu  orches-
trieren. Unmöglich?

[…]  Alle  hochrangigen  Vorhersagen 
über  eine  bevorstehende  chinesische 
Invasion Taiwans beruhen auf der An-
nahme,  dass  die  chinesische Führung 
niemals  zulassen  wird,  dass  die  Insel 
vollständig  unabhängig  wird,  und da-
her auf jeden Schritt in diese Richtung 
mit  einem umfassenden militärischen 
Angriff reagieren wird. […]

Das  offizielle  Washington  ist  nach 
wie vor besessen von der Frage, wann 
die  mutmaßliche chinesische Invasion 
stattfinden  wird,  wobei  einige  Zahlen 
inzwischen auf  das Jahr 2024 hindeu-
ten.  Seltsamerweise  gibt  es  jedoch in 
offiziellen Kreisen keine einzige promi-
nente Persönlichkeit,  die  die  grundle-
gendste  Frage  von  allen  stellt:  Hat 
China  tatsächlich  die  ernsthafte  Ab-
sicht,  in  Taiwan  einzumarschieren, 
oder fabrizieren wir eine Krise aus dem 
Nichts? […]

Chinas  Führung  scheint  zu  dem 
Schluss  gekommen  zu  sein,  dass  die 
Zeit für sie arbeitet – dass das taiwane-
sische Volk sich schließlich freiwillig für 
eine  Vereinigung  mit  dem  Festland 
entscheiden wird. 

Dieser Ansatz wird in Beijings jüngs-
tem  Weißbuch  "The  Taiwan  Question  
and China's Reunification in the New Era" 
(Die Taiwan-Frage und die Wiederver-
einigung Chinas in der neuen Ära) dar-

gelegt,  das  im  ver-
gangenen  August  vom 
Büro  für  Taiwan-Ange-
legenheiten des Staats-
rats  der  VR  China  ver-
öffentlicht wurde.

Mit  dem  zunehmen-
den  Wohlstand  in 
China,  so  das  Papier, 
werden die  Taiwaner  – 
insbesondere  die  jun-
gen  –  immer  größere 
Vorteile  in  der  Wieder-
vereinigung sehen,  was die Attraktivi-
tät der Unabhängigkeit oder eines "Se-
paratismus" schwinden lässt.

[…]  Man  sollte  bedenken,  dass  das 
kein kurzfristiger Ausblick ist, sondern 
eine Strategie,  die Jahre – sogar Jahr-
zehnte  –  brauchen  wird,  um  erfolg-
reich zu sein. Gleichwohl ist der größte 
Teil  des Weißbuchs nicht den militäri-
schen  Bedrohungen  gewidmet  –  die 
einzigen Teile des Papiers, über die im 
Westen berichtet wurde –, sondern der 
Stärkung des bilateralen Handels und 
der Steigerung der wirtschaftlichen At-
traktivität Chinas für junge Taiwaner.

[…]  Hinter  einem  solchen  "Take-It-
Slow"-Ansatz  steckt  sicherlich  die  Er-
kenntnis, dass eine Militäraktion gegen 
Taiwan eine Katastrophe für China be-
deuten könnte. Doch was auch immer 
die  Gründe  für  die  Planung  sind,  es 
scheint,  dass die chinesische Führung 
bereit ist, enorme Ressourcen zu inves-
tieren, um die Taiwaner davon zu über-
zeugen,  dass  eine  Wiedervereinigung 
in ihrem besten Interesse ist. [...]

Die Schlussfolgerung, dass eine Inva-
sion  unter  den  gegenwärtigen  Um-

ständen unwahrscheinlich ist, ist abso-
lut vernünftig – auch wenn man das in 
der  heutigen  hektischen  Atmosphäre 
in Washington nicht vermuten würde.

In  der  Annahme,  dass  Beijing  auf 
eine Invasion vorbereitet ist, versorgen 
die Vereinigten Staaten Taiwan bereits 
mit  modernen  Waffen im  Wert  vieler 
Milliarden Dollar und stärken gleichzei-
tig ihre eigenen Kapazitäten, um China 
in einem möglichen Konflikt zu besie-
gen. [...]

Ist  es  angesichts  der  begründeten 
und wahrscheinlichen Annahme,  dass 
sich  die  chinesische  Führung  zumin-
dest in nächster Zukunft gegen eine In-
vasion entschieden hat, nicht sinnvoll, 
über  eine  alternative  Politik  nachzu-
denken,  die  uns  alle  weniger  kostet 
und uns alle sicherer macht?

Michael T. Klare ist emeritierter Professor für  
Friedens- und Weltsicherheitsstudien am  

Hampshire College und Senior Visiting Fellow  
bei der Arms Control Association. Er ist  

Mitbegründer des Komitees für eine  
vernünftige U.S.-China-Politik. Der Artikel  

erschien im US-Magazin TomDispatch.  
Deutsche Fassung: Telepolis vom 17.4.2023
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Ukraine-Krieg: Streit zwischen dem Westen und Globalen Süden
von German Foreign Policy

Präsident Lula da Silva bei Empfang durch 
Präsident Xi JinPing am 14.4.2023 in Peking
Quelle: www.fmprc.ov.cn 

Die  Außenminister  der  G7-Staaten 
kündigen eine weitere Verschärfung ih-
rer  Maßnahmen  gegen  Russland  an 
und  geraten  in  immer  stärkeren  Ge-
gensatz zu mehreren Staaten des Glo-
balen  Südens,  die  Friedensgespräche 
fordern.

Auf  ihrem  kürzlichen  Treffen  im  ja-
panischen Karuizawa kamen die G7-Mi-
nister  überein,  die  Sanktionen  gegen 
Russland  zu  „intensivieren“,  ihre  peni-
ble Einhaltung auch durch Drittstaaten 
durchzusetzen  sowie  vor  allem  wirk-
same Schritte gegen die Lieferung von 
Waffen  –  faktisch  vor  allem  iranische 
Drohnen  –  an  die  russischen  Streit-
kräfte zu ergreifen. 

Der Beschluss erfolgte, während ins-
besondere Brasiliens Präsident Luiz In-
ácio Lula da Silva bei Besuchen in China 
und in den Vereinigten Arabischen Emi-
raten  über  Möglichkeiten  diskutierte, 
eine  Verhandlungslösung  zwischen 
Moskau und Kiew herbeizuführen. Die 
USA müssten „aufhören, zum Krieg zu er-
mutigen, und anfangen, über Frieden zu 
reden“, verlangte Lula, der auch die EU 
zu Friedensgesprächen aufforderte.

Der Streit zwischen dem Westen und 
dem Globalen Süden um den Umgang 
mit dem Ukraine-Krieg gewinnt prinzi-
piellen Charakter; Staaten wie Brasilien 
dringen  auf  ein  Ende  der  westlichen 
Dominanz. 

Sanktionen „nachschärfen“
Bereits  vor  dem Beginn des  Außen-

ministertreffens der G7-Staaten in dem 
japanischen Ferienort  Karuizawa hatte 
Außenministerin  Annalena  Baerbock 

eine  erneute  Intensivierung  der 
Maßnahmen gegen Russland an-
gekündigt. Die G7 hätten im ver-
gangenen Jahr „als Krisenteam im 
Dauereinsatz  ...  Russlands  Aggres-
sion eine Schranke nach der ande-
ren  entgegengesetzt“,  erklärte 
Baerbock: „mit der Winterhilfe für 
die  Menschen in  der  Ukraine,  mit 
den  Russlandsanktionen  und  dem 
Ölpreis-Deckel“. „Mit unserer Unter-
stützung“ habe „die Ukraine Russ-

lands Energiekrieg und der Winteroffen-
sive  standgehalten“.  Nun  werde  man 
„beim Treffen in Japan ... unser Engage-
ment  nachschärfen“.  Dabei  gehe  es 
„darum, Putin  unsere  Entschlossenheit 
zu zeigen, dass er seine Ziele auch nicht 
durch Zermürbung und Ermüdung er-
reichen wird“, teilte Baerbock mit. 

Die Kriegsbeteiligung des Westens 
durch die Lieferung von Waffen, die 
Ausbildung ukrainischer Soldaten, die 
Bereitstellung von Aufklärungs- bzw. 
Zieldaten durch die USA und die Prä-
senz von NATO-Militär in der Ukraine, 
die  durch  das  jüngste  US-Datenleak 
bekannt geworden ist, ließ die Minis-
terin unerwähnt. 

Vermittlungsbemühungen
Während Deutschland und die G7-

Staaten sich weiterhin als Kriegspar-
tei  auf  der Seite  der Ukraine betäti-
gen,  treiben  Länder  jenseits  des 
transatlantischen  Blocks  die  Bemü-
hungen  um  eine  Beendigung  des 
Krieges voran. 

In der Vergangenheit hatten schon 
eine  ganze  Reihe  von  Staaten  ver-
sucht, zwischen Russland und der Uk-
raine  zu vermitteln  –  bereits  in  den 
ersten  Wochen  und  Monaten  des 
Krieges Israel und die Türkei, später 
unter anderem Indien und Saudi-Ara-
bien. 

Dabei konnten einige Erfolge erzielt 
werden, etwa die Neuaufnahme der 
ukrainischen  Getreidetransporte 
über das Schwarze Meer und ein Ge-
fangenenaustausch.  Am 24.  Februar 
legte  China  ein  Zwölf-Punkte-Papier 
„zur politischen Beilegung der Ukraine-
Krise“  vor,  das  von  der  ukrainischen 

Regierung relativ  wohlwollend  kom-
mentiert wurde und Gegenstand der 
Gespräche der Präsidenten Xi Jinping 
und Wladimir  Putin  am 20.  und 21. 
März  in  Moskau  war.  Im  Westen 

stößt es allerdings auf Ablehnung.

„Der einzig mögliche Weg“
Die  wohl  umfassendste  Verhand-

lungsoffensive  hat  Brasilien  gestar-
tet. Nach ersten Vorstößen von Präsi-
dent Luiz Inácio Lula da Silva und Au-
ßenminister Mauro Vieira, der am 1. 
März am Rande des G20-Außenminis-
tertreffens  mit  seinem  russischen 
Amtskollegen Sergej Lawrow zusam-
menkam,  traf  Ende  März  Lulas  au-
ßenpolitischer Berater Celso Amorim, 
ein  einstiger  Außenminister,  zu  Ge-
sprächen  mit  Lawrow  und  Putin  in 
Moskau ein. Kürzlich ist  Lawrow von 
Vieira und Lula in Brasília empfangen 
worden. 

Zuvor hatte Lula bei einem Besuch 
in Beijing mit  Präsident Xi über den 
Ukraine-Krieg gesprochen. Beide wa-
ren sich darin einig, „Dialog und Ver-
handlungen“  seien  „der  einzig  mögli-
che Weg“, den Krieg zu beenden, und 
sie  verabredeten,  in  der Angelegen-
heit „in Verbindung zu bleiben“. „Es ist 
nötig, eine Gruppe von Staaten zu bil-
den, die dazu bereit sind, einen Weg zu 
finden,  um  Frieden  zu  schließen“,  er-
klärte Lula in Beijing. 
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Anschließend setzte er bei einem Be-
such  in  den  Vereinigten  Arabischen 
Emiraten  entsprechende  Gespräche 
fort. Er versuche weiter, Staaten zusam-
menzuführen,  die  es  „vorziehen,  über 
Frieden statt über Krieg zu sprechen“, äu-
ßerte  er in Abu Dhabi;  dazu gehörten 
neben  Brasilien  unter  anderem  China 
und  die  Vereinigten  Arabischen  Emi-
rate.

„Aufhören, zum Krieg zu 
ermutigen“

In  China  hat  Lula  gegenüber  dem 
Westen die bislang deutlichsten Worte 
gefunden. „Die Vereinigten Staaten müs-
sen  aufhören,  zum  Krieg  zu  ermutigen, 
und  anfangen,  über  Frieden  zu  reden“, 

forderte  Brasiliens  Präsident.  Auch 
die EU müsse „anfangen, über Frieden 
zu  reden“,  damit  „wir  Putin  und  Se-
lenskyj  überzeugen  können,  dass 
Frieden im Interesse aller liegt“.

Lulas universalistische 
Außenpolitik

Der  Streit  um  den  Umgang  mit 
dem Ukraine-Krieg nimmt dabei  im-
mer offener prinzipielle Züge an. Die 
brasilianische Regierung weigert sich 
nicht nur, sich an den Sanktionen ge-
gen Russland zu beteiligen  und der 
Ukraine  Waffen  zu  liefern.  Sie  hat 
kürzlich  trotz  massiver  Proteste  aus 
den Vereinigten Staaten erlaubt, dass 

zwei Kriegsschiffe aus Iran in Rio de 
Janeiro vor Anker gingen. 

Bei  seinem Besuch  in  China  teilte 
Lula  mit,  er  frage  sich  ständig, 
„warum  alle  Länder  ihren  Handel  in 
Dollar  abwickeln  müssen“.  Brasilien 
werde  das  Niveau  seiner  strategi-
schen Partnerschaft mit der Volksre-
publik  aufstocken  und  gemeinsam 
mit China „die globale Geopolitik aus-
balancieren“:  ein  implizites  Bekennt-
nis  zum  Streben  nach  einem  Über-
gang aus der Ära der globalen westli-
chen Dominanz zu einer multipolaren 
Welt. Lula verfolge, erläuterte Außen-
minister Vieira vor kurzem, „eine uni-
versalistische Außenpolitik“.

Von Peter Nowak
Der  globale  Westen  redet  viel  dar-

über. Das zeigt, dass er die Regeln im-
mer  weniger  bestimmt.  Doch  die 
Mehrheit der Weltbevölkerung hat kei-
nen Grund, sich auf eine Seite zu stel-
len. […]

Deutschland,  Frankreich,  Italien,  Ja-
pan, Kanada, das Vereinigte Königreich 
und die  USA –  sowie die  Europäische 
Union  mit  G7-Beobachterstatus  –  das 
ist  der  globale  Westen,  der  sich  zu 
lange einbildete, er wäre die Welt. 

Dabei  waren  vor  allem  kolonialisti-
sche Ausbeutung und Zwangsarbeit  – 
im Falle Deutschlands auch die  natio-
nalsozialistische Raubpolitik – das Fun-
dament  seiner  Macht.  Doch  die  Welt 
hat sich verändert. Längst sind andere 
Staaten  wie China und Indien  ökono-
misch potenter.

Wenn die ökonomische Macht 
schwindet, besinnt man sich auf 
"Werte"

Als die  heutigen G7-Staaten  die  Re-
geln der Weltordnung bestimmten, re-
deten  sie  kaum  darüber.  Die  Phrase 
von  der  regelbasierten  Weltordnung 
hat erst Konjunktur, seit immer deutli-
cher wird, dass sie ihre Macht verlieren 
werden  und  die  Regeln  zumindest 
nicht mehr alleine bestimmen können. 
[…] Durch die Betonung ideeller Werte 
wollen  Staaten  ihre  ökonomische 
Schwäche ausgleichen: Sie bilden sich 

ein, die ganze Welt zu 
sein,  weil  sie  angeb-
lich  universelle  Werte 

vertreten. Nur wissen auch 
die  Politiker  und  Funktio-
näre  des  Wertewestens, 
dass  damit  die  ökonomi-
sche Schwäche nicht kom-
pensiert werden kann. 

Daher versucht der Wer-
tewesten  seinen schrump-
fenden  Einfluss  als  guter 
Materialist  nicht  mit  dem 
Beschwören  von  Werten, 
sondern  durch  Embargos 
und  Wirtschaftskriege  ge-
gen  die  aufstrebenden  Kontrahenten 
aufzuhalten. […]

Die Stichworte  lauten ursprüngliche 
Akkumulation, Kolonialismus und Aus-
beutung von Arbeitskraft in aller Welt. 
Nur  braucht  man  den  Menschen  der 
aufstrebenden  Mächte  China  und  In-
dien über Kolonialismus und westliche 
Ausbeutung nicht aus den Büchern zu 
erzählen. Diese Länder waren schließ-
lich  Opfer  des  Kolonialismus  in  einer 
Zeit, als die heutigen G7-Staaten natür-
lich auch in Konkurrenz zueinander die 
Regeln der Welt bestimmten. 

Die ehemaligen Kolonialmächte 
und regelbasierte Weltordnung

Daher braucht sich der Wertewesten 
auch nicht zu wundern, wenn ihn Staa-
ten des globalen Südens immer wieder 
an  die  Geschichte  des  Kolonialismus 
erinnern, also ihm die blutigen Grund-
lagen seiner Herrschaft immer wieder 

vor Augen führen. Dann bekommt die 
deutsche  Außenministerin  Annalena 
Baerbock (Grüne) in Afrika schon mal 
zu hören, dass China Afrika nicht kolo-
nisiert hat.

Russland  dagegen  genießt  in  ver-
schiedenen  afrikanischen  Staaten  im-
mer noch Vertrauen, weil dort noch Er-
innerung an eine Zeit  lebendig ist,  in 
der  die  Sowjetunion  und  Kuba  einen 
wichtigen  Beitrag  zur  Zerschlagung 
des  südafrikanischen  Apartheidsys-
tems leisteten. 

Dieses System war mit dem heutigen 
Wertewesten eng verbandelt – und es 
war nicht die Beschwörung westlicher 
Werte, die die Apartheid besiegte, son-
dern die militärische Hilfe von Kuba für 
die  Frontstaaten gegen Südafrika,  die 
sich in den 1970er-Jahren vom Kolonia-
lismus  Portugals  und  Großbritannien 
befreit hatten. […]

Quelle: Telepolis (20.4.2023)
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Wer  bestimmt die Regeln der 
"regelbasierten Weltordnung"?
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„Die Welt kann nicht mehr so eurozentrisch sein“
Der indische Aussenminister Subrahmanyam Jaishankar erläutert die Positionen seines Landes 

Im Rahmen einer mehrtägigen Reise in 
mittel- und osteuropäische Staaten stellte  
sich der indische Aussenminister Subrah-
manyam Jaishankar am 3. Juni 2022 auf 
dem GLOBSEC 2022 in Bratislava Fragen 
von Moderatorin und Publikum. Die 14-
tägig erscheinende Schweizer Zeitung 
Zeit-Fragen hat in ihrer Ausgabe Nr. 7 
vom 4. April 2023 den Video-Mitschnitt 
übersetzt und für die Lesbarkeit bearbei-
tet, siehe Hinweise in eckigen Klammern. 

Mit deren freundlicher Zustimmung ha-
ben wir eine gekürzte Fassung (Auslas-
sungen in eckigen Klammern) erstellt. 

Auf die einleitende Frage der Moderato-
rin, ein Bild der derzeitigen Situation Indi-
ens zu skizzieren – sie spricht den Ukrai-
ne-Krieg an, der nun nicht mehr nur Euro-
pa und den Westen beschäftige, sondern 
auch «in den Rest der Welt einsickere», 
zudem nennt sie die Stichworte Covid, In-
diens Verhältnis zu China, die wirtschaftli-
che Situation in schwierigen Zeiten – äus-
sert sich der indische Aussenminister wie 
folgt, zuerst zu Covid:

Enorme Entwicklungsschritte
S. Jaishankar: Ja, wir haben Covid weit-

gehend überwunden, mit einem starken 
Gefühl  des  wirtschaftlichen  Auf-
schwungs. Es herrscht eine Menge Opti-
mismus, nicht nur in bezug auf den Wie-
deraufbau, sondern über den faktischen 
Sprung nach vorne in vielen Bereichen, 
insbesondere im digitalen Bereich.

Ich denke, wir sind sehr um-
sichtig damit [Covid] umgegan-
gen, ich bin fast versucht zu sa-
gen, klug im Hinblick auf die fi-
nanziellen  Reaktionen,  was  be-
deutet,  dass  wir  die  [Zentral-] 
Bank [die  RBI  Reserve Bank of 
India]  nicht  zerstört  haben,  in-
dem  wir  dort  interveniert  ha-
ben, wo wir mussten, und zwar 
sehr effektiv.

Derzeit  hat  die  Modi-Regie-
rung gerade acht Jahre Amtszeit 
hinter sich, und was wir in die-
sen acht Jahren getan haben, ist 
wirklich  der  Aufbau  einer,  ich 
würde  sagen,  sozialen  Wohl-
fahrtsgesellschaft mit einer Ge-
schwindigkeit  und  in  einem 

Ausmass, das die Welt noch nicht ge-
sehen hat.

In gewisser Weise hat Covid das so-
gar beschleunigt. Zum Beispiel geben 
wir  800  Millionen  Menschen  Nah-
rungsmittelhilfe, und das tun wir seit 
mehr als zwei Jahren – das ist so viel 
wie für die Bevölkerung der USA und 
der EU zusammen. [...]

Auf der Welt geschehen Dinge, 
denen Europa zu wenig 
Aufmerksamkeit schenkt

Ihr  zweiter  Hinweis  war  China.  Ja, 
wir  gehen  durch  eine  besonders 
schwierige  Phase  in  unseren  Bezie-
hungen  zu  China.  Wir  hatten  in  der 
Vergangenheit  Differenzen,  aber  wir 
hatten seit 1962 noch nie eine Situa-
tion, in der Vereinbarungen darüber, 
keine Truppen an die Grenze zu brin-
gen,  tatsächlich  missachtet  wurden. 
[...]

Aber ich denke, es ist auch wichtig 
für die Menschen in dieser Region zu 
realisieren, wie sich dies [der Krieg in 
der  Ukraine]  auf  den  Rest  der  Welt 
auswirkt, dass das eine riesige Treib-
stoffkrise,  eine  Nahrungsmittelkrise, 
eine Düngemittelkrise geschaffen hat 
und  die  Inflation  antreibt  in  Gesell-
schaften  mit  niedrigem  Einkommen, 
die  nicht  über die  Margen verfügen, 
um  diese  Entwicklung  aufzufangen. 
Und so kann es in vielen Gesellschaf-

ten sehr schnell politisch werden.

Im Namen eines Online-Zuschauers 
folgt die Frage, wieweit sich die Bevöl-
kerung – abgesehen von Benzin und 
Nahrungsmittelengpässen – für den 
Krieg in der Ukraine interessiere.

S.  Jaishankar:  Ich  denke,  dass  es 
eine grosse Sorge ist, ein grosses An-
liegen, aus zwei Gründen. Sehen Sie, 
heute  ist  unsere  Existenz  sehr  ver-
netzt, und jeder sieht Dinge im Fern-
sehen,  auf  seinen  Handys,  im  Netz, 
wo auch immer man ist. 

Und man muss bedenken, dass In-
dien  heute  eine  sehr  digitale  Gesell-
schaft ist, selbst Menschen auf niedri-
geren Einkommensstufen – das eine, 
was  sie  haben,  ist  die  Konnektivität 
[also Internetzugang].  Daher besteht 
ein hohes Mass an Bewusstsein. [...]

Alle Länder haben ein Recht, 
für das Wohlergehen ihrer 
Bevölkerung zu sorgen
Die nächste Frage kreist um die Kritik 
am Anstieg indischer Ölimporte aus 
Russland zu günstigen Preisen und dar-
um, wie Indien neunmal höhere Ölim-
porte zwischen 2021 und 2022 mit der 
Blockfreiheit in der Aussenpolitik in Ein-
klang bringen könne.

S. Jaishankar: Nun, zunächst einmal 
sehe ich – ehrlich gesagt – überhaupt 
keinen  Zusammenhang  zwischen 
Blockfreiheit und Öl. Ich meine, heute 
kauft Europa Öl, Europa kauft Gas, ich 
habe  gerade  den  neuen  Teil  des 
neuen Sanktionspakets [der EU] gele-
sen. Das Paket ist jetzt so konzipiert, 
dass  das  Wohlergehen der  [europäi-
schen]  Bevölkerung  berücksichtigt 
wurde. 

So haben die Pipelines einen gewis-
sen  Carve-out  [bei  dem  Unterneh-
mensteile  ausgelagert  werden],  und 
es wurden Zeitpläne festgelegt. Es ist 
nicht so, dass morgen früh alles abge-
stellt wird. Die Menschen müssen ver-
stehen, dass man, wenn man auf sich 
selbst Rücksicht nehmen kann, sicher 
auch auf andere Völker Rücksicht neh-
men kann.

Wenn also Europa sagt, wir müssen 
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das so handhaben, dass die Auswirkun-
gen auf unsere Wirtschaft nicht trauma-
tisch  sind,  dann  sollte  diese  Freiheit 
oder diese Wahlmöglichkeit auch für an-
dere Menschen bestehen. Nun zu unse-
ren  Öleinkäufen:  Wir  schicken  keine 
Leute raus,  die sagen, kauft russisches 
Öl,  wir schicken Leute raus,  die sagen, 
kauft Öl. Nun, man kauft das beste Öl, 
das es auf dem Markt gibt. – Ich denke 
nicht,  dass  damit  eine  politische  Bot-
schaft verbunden ist.

An dieser Stelle unterbricht die Moderato-
rin mit dem Einwand, wie das gehen solle,  
die beiden Aspekte nicht in einen Zusam-
menhang zu bringen. Indien habe starke 
Beziehungen zu Russland, aber eben 
auch Probleme mit China, und dann 
wörtlich: «Wie kann man sich dann zu-
rücklehnen und die indische Aussenpolitik  
so definieren – zu einem Zeitpunkt, in 
dem der Westen ziemlich vehement dabei  
ist zu versuchen, die Finanzierung des 
Krieges [von seiten Russlands] in der Uk-
raine einzuschränken, wohingegen Indi-
en, das Öl aus nationalem Interesse 
kauft, gefragt wird: ‹Finanziert ihr diesen 
Krieg?›

S. Jaishankar: Ich will  nicht argumen-
tativ  klingen,  aber  sagen  Sie  mir:  Der 
Kauf von russischem Gas finanziert den 
Krieg nicht? Warum ist es nur indisches 
Geld  und  das  Öl,  das  nach  Indien 
kommt, das [den Krieg] finanziert, nicht 
aber Gas, das nach Europa kommt? Ich 
meine,  lassen  Sie  uns  hier  ein  wenig 
ausgewogener sein.

Und  wissen  Sie,  das  ganze  Narrativ 
von neunmal mehr [Ölimporten]. Das ist 
neunmal mehr von einer sehr tiefen Ba-
sis  aus,  die  Grundmenge war sehr ge-
ring, denn damals waren die Märkte of-
fener. Sie wissen warum. Wenn die Län-
der Europas, des Westens und die Verei-
nigten Staaten besorgt sind, warum er-
lauben sie dann nicht, dass iranisches Öl 
auf den Markt kommt? 

Warum erlauben sie nicht, dass ve-
nezolanisches  Öl  auf  den  Markt 
kommt? Ich meine, sie haben jede an-
dere  Ölquelle,  die  wir  haben,  abge-
würgt,  und  dann  sagen  sie:  ‹Okay, 
Jungs, ihr müsst nicht auf den Markt 
gehen  und  den  besten  Handel  für 
euer Volk suchen.› Ich denke, das ist 
keine sehr faire Herangehensweise.

Weizenexport-Stopp: Mass-
nahmen gegen Preisspeku-
lation auf Kosten der Armen
Angesprochen auf die indischen Export-
verbote für Weizen und Lebensmittel 
als weitere westliche Kritik an der indi-
schen Aussenpolitik – ob das [a] nicht 
auch die Schwächsten im globalen Sü-
den und Osten unter Druck setze und 
ob Indien das als Unterstützung Russ-
lands sehe oder ob es [b] um ein ande-
res Element gehe, das «wir im Westen 
nicht verstehen, dass ihre Perspektive 
eine andere ist?

S. Jaishankar: Ich denke, die Antwort 
ist b): Sie verstehen im Westen nicht. 
Aber es ist nicht nur der Westen, nicht 
wahr. Ich denke, die Leute verstehen 
das  nicht,  weil  sie  den  Handel  nicht 
wirklich verfolgen. Wir haben Weizen 
exportiert, gut. Normalerweise expor-
tieren wir etwa zwei bis drei Millionen 
Tonnen. Im letzten Jahr – das letzte Fi-
nanzjahr  war ein  besseres Jahr –  ex-
portierten  wir  etwa  7  Millionen Ton-
nen. In diesem Jahr, bevor uns die Hit-
zewelle sehr schwer traf, bestand die 
Erwartung, dass wir substantielle  Ex-
porte liefern könnten, wir waren offen 
dafür. 

Tatsächlich hat der Premierminister 
selbst bei verschiedenen Anlässen ge-
sagt, wir sehen, dass eine Nahrungs-
mittelkrise  besteht  in  der  Welt,  und 
wir  würden  gerne  helfen.  Aber  was 
wir dann sahen, war eine Art Run auf 
unseren  Weizen,  der zu  einem gros-

sen Teil von internationalen 
Händlern  mit  Sitz  in  Singa-
pur und, wie ich glaube, zum 
Teil  wahrscheinlich  auch  in 
Dubai durchgeführt wurde. 

Das Ergebnis war, dass die 
einkommensschwachen 
Länder, von denen viele un-
sere  traditionellen  Käufer 
sind,  zum  Beispiel  unsere 
Nachbarn  Bangladesch,  Sri 

Lanka und Nepal, [verdrängt wurden]. 
[…]

Das Getreide wurde für den Handel 
gelagert,  so  dass  unser  guter  Wille 
missbraucht wurde für Spekulationen. 
Daher mussten wir etwas tun, um das 
zu  verhindern,  weil  es  auch  Auswir-
kungen auf uns zu Hause hatte.  Un-
sere Preise stiegen. Ich möchte ganz 
klar sagen, was wir getan haben: Wir 
haben eigentlich gesagt, dass wir den 
Spekulanten  keinen  offenen  Zugang 
zum indischen Markt  geben werden, 
womit der indische Kunde und die am 
wenigsten  entwickelten  Länder  der 
Welt das Nachsehen haben. 

Wofür wir nach wie vor offen sind, 
ist,  ein  Land,  das  es  sozusagen  ver-
dient und das Weizen braucht, zu be-
liefern – wir sind froh, das im Rahmen 
unserer Möglichkeiten zu tun. [...]

Die Moderatorin fragt nach: Also es 
geht nur um das Stoppen und Ein-
schränken von Spekulation.

S.  Jaishankar:  Das ist  richtig  –  und 
darum,  eine  Umleitung  in  einkom-
mensstarke Länder zu verhindern, die 
eine grössere Kaufmöglichkeit haben. 
Denn das, was wir bei den Impfungen 
erlebt  haben,  wollten  wir  mit  dem 
Weizen nicht erleben – dass reiche Be-
völkerungen geimpft wurden und die 
Armen Gott überlassen wurden.

Es folgt eine Frage aus dem Online-Pu-
blikum: «Laut ‹Wall Street Journal› wird 
Indien zu einem wichtigen Umschlag-
platz für russisches Öl, um die Sanktio-
nen der USA zu umgehen. Was bedeu-
tet das für Indiens aussenpolitische In-
teressen?»

S.  Jaishankar:  Ich  weiss  nicht,  ob 
derjenige,  der  das  geschrieben  hat, 
weiss,  was  Güterumschlag  bedeutet. 
Ich  meine,  Güterumschlag  bedeutet, 
dass man etwas bekommt und dann 
an jemand anderen verkauft. Ich habe 
noch  nicht  einmal  gehört,  dass  je-
mand  in  Indien  in  diese  Richtung 
denkt, ja, wir kaufen …

Die Moderatorin wendet ein: «Damit sa-
gen Sie, dass der hier zitierte Bericht 
des ‹Wall Street Journal› ungenau ist.»

S. Jaishankar: Höflich gesagt, ja. Ich 
könnte es weniger höflich sagen, aber 
…
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Die Moderatorin daraufhin: «Kein Kanal 
für russische Ölgeschäfte …»

S. Jaishankar:  Nein. Hören Sie – bitte 
verstehen Sie die Ölmärkte. Es gibt eine 
enorme Ölknappheit. Es gibt eine reale 
Ölknappheit.  Der  Zugang  zu  Öl  ist 
schwierig. Ein Land wie Indien wäre ver-
rückt,  wenn  es  Öl  von  jemandem  be-
kommen  und  es  an  jemand  anderen 
verkaufen würde. Ich meine, das ist Un-
sinn.

Ein freiberuflicher Journalist aus Litauen 
will wissen, wie Indien im Konflikt mit Chi-
na auf globale Unterstützung zählen und 
glauben könne, andere würden Indien 
noch vertrauen, nachdem es Russland 
nicht verurteilt und keine Sanktionen er-
griffen habe.

S. Jaishankar: Wissen Sie, das ist eine 
interessante Frage, die Sie vielleicht, ich 
meine  nicht  Sie  persönlich,  aber  die 
Leute sich selbst stellen sollten. 

Wenn  ich  Europa  als  Ganzes  be-
trachte,  das zu vielen Dingen, die zum 
Beispiel  in  Asien  geschahen,  ausseror-
dentlich  schweigsam  war,  könnte  man 
fragen, warum irgend jemand in Asien 
Europa überhaupt vertrauen sollte.

Kurzum:  In  erster  Linie  glaube  ich, 
dass Sie unsere Position falsch darstel-
len. Als zum Beispiel  Butscha geschah, 
haben  wir  Butscha  verurteilt  und  eine 
Untersuchung  zu  Butscha  gefordert. 
Was  den  Ukraine-Konflikt  betrifft,  so 
vertreten wir ganz klar den Standpunkt, 
dass wir eine sofortige Einstellung der 
Feindseligkeiten befürworten […]

Und  zum  zweiten,  was  die  Verbin-
dung, die Sie herstellen, betrifft: Sie wis-
sen, dass wir ein schwieriges Verhältnis 
zu China haben. Wir sind absolut in der 
Lage, es zu handhaben. Wenn ich welt-
weites  Verständnis  und  Unterstützung 
erhalte,  ist  das  natürlich  hilfreich  für 
mich.  Aber  diese  Idee,  dass  ich  eine 
Transaktion  durchführe  [ein  Geschäft 
abwickle], dass ich in einen Konflikt ein-
trete, weil es mir auch in einem Konflikt 
helfen  wird  –  so  funktioniert  die  Welt 
nicht. [...]

Es sei, fährt die Moderatorin fort, eine 
Kernfrage aus westlichen Polit- und Fi-
nanzkreisen, auf welche Seite sich Indien 
im Konflikt zwischen USA und China stel-
len werde, sollte dereinst eine solche Ent-
scheidung anstehen.

S.  Jaishankar:  Erstens  –  und  ich  re-

agiere  zum  Teil  auf  die  vorange-
gangene  Beobachtung:  Irgendwo 
muss Europa aus der Denkweise her-
auswachsen, dass die Probleme Euro-
pas die Probleme der Welt sind, aber 
die Probleme der Welt nicht die Pro-
bleme  Europas  sind  –  [nach  dem 
Motto:] Wenn du (die übrige Welt) es 
bist, ist es deins. Wenn ich (Europa) es 
bin, ist es unseres. [...]

Indien schliesst sich keiner 
«Achse» an –  es geht seinen 
eigenen Weg
Die Moderatorin daraufhin nochmals: 
«Es wird immer zwei Achsen geben. Es 
ist eine allgemein anerkannte Tatsache,  
dass wir den Westen haben, geführt 
von den USA, und wir haben China als 
nächsten potentiellen Zugang. Wo 
passt Indien da hinein. Planen Sie, das 
nicht zu tun …»

S. Jaishankar: Nein, tut mir leid, das 
ist genau der Punkt,  an dem ich mit 
Ihnen  nicht  übereinstimme,  das  ist 
das Konstrukt, das Sie mir aufzwingen 
wollen,  und  ich  akzeptiere  es  nicht. 
Ich denke nicht, dass es für mich not-
wendig ist, mich der einen Achse an-
zuschliessen oder nicht, und wenn ich 
mich  dieser  nicht  anschliesse,  muss 
ich  mich  der  anderen  anschliessen. 
Ich akzeptiere das nicht. 

Ich  denke,  ich  bin  ein  Fünftel  der 
Weltbevölkerung. Ich [und hier spricht 
er  natürlich  für  Indien,  mit  dem  er 
sich identifiziert]  bin heute die  fünft- 
oder  sechstgrösste  Wirtschaft  der 
Welt, ich meine, die Geschichte der Zi-
vilisation müssen wir gar nicht erwäh-
nen, jeder weiss das, aber ich denke, 
ich  habe  das  Recht,  meine  eigene 
Seite  zu  haben,  ich  habe  das  Recht, 
meine  eigenen  Interessen  abzuwä-
gen,  meine  eigenen  Entscheidungen 
zu treffen –  und meine Entscheidun-
gen werden nicht zynisch und trans-
aktional sein, sondern sie werden ein 
Gleichgewicht zwischen meinen Wer-
ten  und  meinen  Interessen  sein.  Es 
gibt kein Land auf der Welt, das seine 
Interessen vernachlässigt.

Nicht Blockdenken – Lösungen 
braucht die Welt
Da die Moderatorin erneut nachhakt, 
dass Indien sich doch positionieren 

müsse, wenn es eine Rolle spielen wolle 
in der Welt, Blockfreiheit sei «nicht 
plausibel, wenn man eine Position auf 
der Weltbühne einnehmen» wolle, Ab-
seitsstehen, «auf dem Zaun sitzen» sei 
keine Option, um eine führende Rolle in  
der Welt zu spielen, führt der indische 
Aussenminister aus:

«Sehen  Sie,  ich  glaube  nicht,  dass 
wir auf dem Zaun sitzen. Nur weil ich 
nicht mit Ihnen übereinstimme, heisst 
das nicht, dass ich auf dem Zaun sitze; 
es bedeutet, dass ich auf meinem Bo-
den sitze. Und das heisst: Was sind die 
grossen  Herausforderungen  der 
Welt?  Dazu  gehört  der  Klimawandel: 
Ich  denke,  Indien  ist  sehr  entschei-
dend für die Lösung, ich kann ein Bei-
spiel  sein,  ich  kann  tatsächlich  eine 
Arena  für  einen  enormen  Entwick-
lungssprung  grüner  Technologien 
sein. 

Schauen  Sie  sich  den  Terrorismus 
an,  schauen  Sie  sich  die  Entstehung 
einer Weltordnung an, die Sicherheits-
frage.  Schauen Sie  sich  die  Ziele  für 
nachhaltige  Entwicklung  an  –  wenn 
Sie eine der grossen Herausforderun-
gen der Welt nehmen, dann kann ein 
Teil der Antwort entweder aus Indien 
kommen, oder Indien kann dazu bei-
tragen. 

Ich sage es ungern – es klingt wie 
eine  Schallplatte  mit  Sprung:  Viele 
Dinge passieren ausserhalb  Europas. 
Wir  haben –  auch wegen des Klima-
wandels – für viele humanitäre Natur-
katastrophen  humanitäre  Antworten 
bereit,  heute,  in  unsrer  Weltregion. 
Viele  Menschen  erwarten  von  uns, 
dass wir ihnen helfen. 

Die  Zeiten  sind  vorbei,  in  denen 
man  von  Europa  erwartete,  dass  es 
kommt – was es beim Tsunami 2004 
auch  tat.  Der  Unterschied  ist,  dass 
heute  niemand  mehr  überhaupt 
daran denkt. 

Die  Welt  verändert  sich,  neue  Ak-
teure  kommen,  neue  Fähigkeiten 
kommen,  aber  es  muss  eine  neue 
Agenda  geben,  die  Welt  kann  nicht 
mehr so eurozentrisch sein wie in der 
Vergangenheit.  

Originalquelle:www.zeit-fragen.ch und 
https://www.youtube.com/watch?

v=APOFAsaxWSc 
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UN-Menschenrechtsrat: Sanktionspolitik westlicher Staaten beenden!

Der Menschenrechtsrat der Vereinten 
Nationen hat  sich mit  überwältigender 
Mehrheit gegen Sanktionen ausgespro-
chen. Die einzigen Länder, die dagegen 
stimmten,  waren  die  USA,  Großbritan-
nien, Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union,  Georgien  und die  Ukraine.  Me-
xiko enthielt sich der Stimme.

33  Mitgliedsländer  stimmten  am  3. 
April für und 13 gegen die "Resolution zu  
den  negativen  Auswirkungen  einseitiger  
Zwangsmaßnahmen  auf  die  Wahrneh-
mung der Menschenrechte", die alle Staa-
ten  auffordert,  "keine  einseitigen  
Zwangsmaßnahmen  mehr  zu  ergreifen,  
beizubehalten,  durchzuführen oder  anzu-
wenden".

Dem Rat  gehören 47 nach Regionen 
gewählte Mitglieder an, er ist ein Unter-
organ  der  Generalversammlung  der 
Vereinten Nationen.

Das Dokument A/HRC/52/L.18 "fordert  
die Abschaffung solcher Maßnahmen, da  
sie gegen die Charta der Vereinten Natio-
nen und die Normen und Grundsätze für  
friedliche Beziehungen zwischen den Staa-
ten  verstoßen".  Eingebracht  wurde  die 
Resolution  von  Aserbaidschan  im  Na-
men  der  Bewegung  der  Blockfreien 
Staaten.

In der Resolution heißt, dass der Rat 
"Die  fortgesetzte  einseitige  Anwendung  
und  Durchsetzung  solcher  Maßnahmen 
durch bestimmte Mächte als Druckmittel,  
einschließlich politischen und wirtschaftli-
chen Drucks, gegen jegliches Land, insbe-
sondere  gegen  die  am  wenigsten  entwi-
ckelten Länder und sich entwickelnde Län-

der, mit dem Ziel,  diese Länder an der  
Ausübung ihres Rechts zu hindern, aus  
freiem  Willen  über  ihr  eigenes  politi-
sches, wirtschaftliches und soziales Sys-
tem  zu  entscheiden,  nachdrücklich  
verurteilt".

Sanktionen  führten  zu  "schwerwie-
genden  Verletzungen  der  Menschen-
rechte  der  betroffenen  Bevölkerungs-
gruppen", mit "besonderen Konsequen-
zen für  Frauen,  Kinder,  sowie  Jugendli-
che, ältere Menschen und Menschen mit  
Behinderungen".

Das Dokument zitiert zahlreiche frü-
here  Resolutionen  der  Generalver-
sammlung und des Menschenrechts-
rates  sowie  Berichte  des  Hochkom-
missariats  für  Menschenrechte,  die 
einseitige Sanktionen ebenfalls verur-
teilten.

Sanktionen gegen ein Drittel 
der Weltbevölkerung

Die  Verhängung  von  Zwangsmaß-
nahmen durch westliche Staaten ist in 
den  letzten  Jahrzehnten  sprunghaft 
angestiegen.  Laut  dem  Bericht  des 
US-Finanzministeriums  von  Oktober 
2021 wurden bis dahin 9.421 Parteien 
von der US-Regierung mit Sanktionen 
belegt,  was  einem  Anstieg  von  933 
Prozent seit dem Jahr 2000 entspricht.

Mehr als  ein  Drittel  der Weltbevöl-
kerung  lebt  in  Ländern,  die  unter 
Sanktionen leiden.

In Lateinamerika sind Kuba und Ve-
nezuela, in jüngster Zeit auch Nicara-
gua von der Sanktionspolitik der USA 
und  der  Europäischen  Union  betrof-
fen.

Seit  2017  haben  die  USA  Finanz-
sanktionen,  ein  Exportembargo,  se-
kundäre  Sanktionen  und  eine  Reihe 
anderer Maßnahmen gegen  Venezu-

ela verhängt, um die Haupteinnahme-
quelle  des  Landes,  den  Erdölexport 
abzuschneiden.

Im Jahr 2021 hatte die "UN-Sonder-
berichterstatterin zu den negativen Aus-
wirkungen der einseitigen Zwangsmaß-
nahmen  auf  die  Wahrnehmung  der  
Menschenrechte",  Alena  Douhan  über 
die  "verheerenden  Auswirkungen" 
des  US-Sanktionspakets  auf  die  Le-
bensbedingungen  der  venezolani-
schen  Bevölkerung  berichtet,  darun-
ter  eine  Lebensmittel-  und  Ernäh-
rungskrise  und  eine  beispiellose  Mi-
grationswelle.

Gegen  Nicaragua verfügte die US-
Regierung  im  vergangenen  Jahr 
Zwangsmaßnahmen,  die  vor  allem 
den Gold-Sektor des Landes und den 
Handel  betreffen.  Medienberichten 
zufolge ist Gold wertmäßig das wich-
tigste  Exportprodukt  Nicaraguas.  Die 
USA importierten zuvor etwa 80 Pro-
zent des dort produzierten Goldes.

Gegen  Kuba verhängten  die  USA 
1962  eine  Wirtschafts-,  Finanz-  und 
Handelsblockade.  Die  Sanktionsmaß-
nahmen gegen Kuba sind der längste 
und umfassendste Akt wirtschaftlicher 
Kriegsführung, der je gegen ein Land 
geführt wurde.

Am 2. November 2022 haben in der 
UN-Generalversammlung 185 Staaten 
für die Resolution zur Aufhebung der 
US-Blockade  gegen  Kuba  gestimmt. 
Die USA wurden damit seit 1992 zum 
30. Mal in der UNO einhellig verurteilt 
und  deren  Regierung  isoliert.  Ledig-
lich zwei Staaten stimmten gegen die 
Resolution:  die  USA  und  Israel.  Die 
Ukraine  und  Brasilien,  das  damals 
noch  vom  rechten  Präsidenten  Jair 
Bolsonaro  regiert  wurde,  enthielten 
sich.

Quelle: amerika21 / 16.4.2023

 Glossar: Diplomatie 
Diplomatie ist die Kunst und Praxis des Verhandelns zwi-
schen  bevollmächtigten  Repräsentanten  verschiedener 
Gruppen oder Nationen (Diplomaten). Der Begriff bezieht 
sich  meist  auf  die  internationale  Diplomatie,  also  die 
Pflege zwischenstaatlicher  und überstaatlicher  Beziehun-
gen  durch  Absprachen  über  Angelegenheiten  wie  Frie-
denssicherung, Kultur, Wirtschaft, Handel und Konflikte.
Diplomatisches Verhalten nennt man das Tun und Lassen 
eines Verhandelnden,

> das den Agierenden dabei Kompromissbereitschaft und 
den Willen bescheinigt, die Absichten und die Wünsche je-
des Beteiligten zu erkennen;
> das sogenannte Win-win-Situationen sucht;
>  das  es  möglichst  vermeidet,  andere  Verhandelnde 
bloßzustellen oder in die Enge zu treiben;
> das geeignet ist, den langfristigen Nutzen zu maximieren 
(es wäre also undiplomatisch, sich einen kurzfristigen Nut-
zen zu sichern, dabei aber langfristig Nachteile oder Kon-
flikte zu riskieren bzw. in Kauf zu nehmen).

Quelle: Wikipedia

FriedensJournal - 3/2023 15



Friedensbewegung

„Es gibt keine Normalität“ aus Sicht des Globalen Südens
Von Boniface Mabanza Bambu  

Rede bei der Abschlusskundgebung des 
Ostermarsches in Frankfurt a.M. am 
10.4.2023
In ihrem Lied mit dem Titel „All Nati-

ons  rise  (Alle  Nationen  erheben  sich)“ 
singt die indigene Musikerin und Akade-
mikerin Lyla June Johnston: 

„Indigene Völker
Macht Euer Licht an - wir sind gleich.
Ich erinnere mich an die Tage, 
als unsere Gebete illegal waren.
Ich erinnere mich an die Tage,
als es tödlich war, Indigene zu sein (…)
(…) Es wird gesagt, dass die Geschichte 
von den Sieger:innen geschrieben wird.
Aber wie kann es einen Sieger/eine Sie-
gerin geben, wenn der Krieg noch nicht 
vorbei ist?
Die Schlacht hat gerade erst begonnen.
Und der Schöpfer schickt seine allerbes-
ten Krieger:innen.
Und dieses Mal sind es nicht mehr Indi-
gene gegen Cowboys.
Diesmal sind es all die schönen Teile der  
Menschheit
gemeinsam auf der gleichen Seite.
Und wir kämpfen, um unsere Angst zu 
ersetzen - durch Liebe.
Und dieses Mal werden uns Kugeln, 
Pfeile und Kanonenkugeln nicht retten
Die einzigen Waffen, die uns in diesem 
Kampf helfen werden
sind die Waffen der Wahrheit, des Glau-
bens und des Mitgefühls.“
Ich  wünsche  mir,  Lyla  June  hätte 

Recht:  Die Menschheit, in ihrer Vielfalt, 
stünde  zusammen  und  würde  alle  ihr 
zur  Verfügung  stehenden  intellektuel-
len,  moralischen  und  spirituellen  Res-
sourcen  mobilisieren,  um  der  größten 
Bedrohung für unseren Planeten entge-
genzuwirken: dem Klimawandel, der die 
Lebensgrundlagen für zukünftige Gene-
rationen  und  in  vielen  Weltregionen 
schon für jetzige Generationen vernich-
tet. 

Systematische Zerstörung 
planetarer Lebensgrundlagen

Stattdessen stehen wir da und beob-

achten, wie diese Mutter aller Bedro-
hungen  in  den  Hintergrund  gerät. 
Stattdessen sind wir seit dem Beginn 
des  russischen  Aggressionskrieges 
gegen die Ukraine damit beschäftigt, 
eine vermeintliche Normalität  wieder 
herzustellen, die angeblich durch die-
sen Krieg gestört worden sei. 

Aber eine Normalität gab es vor die-
sem Krieg nicht.

Es  gibt  keine  Normalität  in  einer 
Welt  voller  Ungleichheiten  zwischen 
den Ländern und innerhalb  der Län-
der.

Es  gibt  keine  Normalität  in  einer 
Welt, in der jedes Jahr tausende Tier- 
und Pflanzenarten verschwinden.

Es  gibt  keine  Normalität  in  einer 
Welt, in der für Waffen mehr ausgege-
ben  wird  als  zur  Verwirklichung  der 
Nachhaltigkeitsziele  der  UN,  denen 
sich  alle  Mitgliedstaaten,  einschließ-
lich der großen Industriestaaten ver-
pflichtet haben.

Es  gibt  keine  Normalität  in  einer 
Welt,  in  der  der  Regenwald  in 
Südamerika  abgeholzt  wird,  um Soja 
zu produzieren,  das  u.a.  in  der Mas-
sentierhaltung in der EU landet, deren 
Überschüsse  dann  kleine 
Produzent:innen  in  verschiedenen 
afrikanischen Ländern aus ihren eige-
nen Märkten verdrängen.

Es  gibt  keine  Normalität  in  einer 
Welt,  in  der  mehrere  Tonnen  Erden 
abgetragen werden, um ein paar Kilo-
gramm Platin in Südafrika oder Kobalt 
im  Kongo  zu  gewinnen,  um  Mobili-
täts- und Energiewende im Westen zu 
verwirklichen,  wobei  die  Wende  auf 
den Rücken der Menschen geschieht, 
die  selbst  nichts  zu  wenden  haben 
und  von  Wertschöpfungsketten  aus-
geschlossen bleiben. 

Sie werden in Nachhaltigkeitsnarra-
tive eingewickelt, die nur dazu dienen, 
die Lebensstandards in Industrienati-
onen auf  Kosten  von Menschen und 
Umwelt in anderen Teilen der Welt zu 
stabilisieren und legitimieren. 

Es  gibt  keine  Normalität  in  einer 
Welt,  in  der  die  Finanzströme  in  die 
falsche Richtung stattfinden, und zwar 

von den vermeintlich armen Ländern 
in  die  vermeintlich  reichen  Länder, 
und  zwar  durch  illegale  Kapitalab-
flüsse und ein auf die Interessen der 
Gläubiger  des  Globalen  Nordens  al-
lein  zugeschnittenes  Schuldenma-
nagement.

Es  gibt  keine  Normalität  in  einer 
Welt, in der Dürren und Überschwem-
mungen tagtäglich Lebensgrundlagen 
zerstören, hauptsächlich in den Regio-
nen, in denen die Menschen am we-
nigsten zum Klimawandel beitragen. 

Der Ukraine-Krieg verschiebt 
unsere Wahrnehmung 

Dass  der  Aggressionskrieg  Russ-
lands gegen die Ukraine uns als Kol-
lektiv  einen Zustand anstreben lässt, 
der  bereits  vor  diesem  Krieg  so  kri-
senhaft  war,  zeigt,  wie  zukunftsge-
fährdend  Krieg  ist.  Dies  verpflichtet 
uns, diesem Krieg so schnell wie mög-
lich  einem  Ende  zu  setzen.  Jeder 
Krieg,  auch  dieser,  verursacht  nicht 
nur  mehr  Leid,  sondern  verschiebt 
auch  die  Wahrnehmungen  und  die 
Prioritäten. Er spaltet und lässt die ge-
meinsamen Fronten bröckeln. All dies 
wissen wir nicht erst seit dem 24. Fe-
bruar 2022. 

In  den  letzten  Jahren  gab  es  viele 
andere Kriege, die uns diese traurige 
Wirklichkeit vor Augen hätten führen 
müssen:  Libyen,  Sri  Lanka,  Syrien, 
Irak,  Jemen,  Afghanistan,  Kolumbien, 
Mali und die Sahelregion, Mosambik, 
Südsudan,  DR  Kongo.  Einige  dieser 
Kriege haben fast genau die gleichen 
Erklärungsmuster  wie  die  russische 
Aggression  gegen  den  ukrainischen 
Nachbarn. 

Die Demokratische Republik Kongo 
ist  ein  gutes  Beispiel.  Putin  bezieht 
sich  auf  „Russischsprachige“,  um 
seine  Intervention  zu  rechtfertigen. 
Paul Kagame, der Präsident Ruandas, 
instrumentalisiert im Ostkongo so ge-
nannte „Rwandophonen“, um Territo-
rien  und  wertvolle  Ressourcen  wie 
Coltan und Gold zu kontrollieren. Die 
von ihm bewaffneten und kontrollier-
ten  Gruppen  beherrschen  den  Zu-
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gang zu und die erste Stufe des Handels 
mit  wertvollen  mineralischen  Ressour-
cen,  die  letztendlich  Einzug  in  unsere 
Handys,  Computer,  Batterien,  Playsta-
tions  und  Satellitenfernsehgeräte  fin-
den.

Eurozentrismus führt zu 
Doppelstandards

Dass solche Kriege wie im Ostkongo 
hier  kaum  wahrgenommen  werden, 
zeigt  die  Doppelstandards,  mit  denen 
wir gleiche Wirklichkeiten messen. Und 
die  Erwartungshaltung  westlicher  Ent-
scheidungsträger:innen  gegenüber 
ihren  Kolleg:innen  aus  anderen  Teilen 
der Welt im Blick auf die russische Ag-
gression  gegen die  Ukraine,  zeigt,  wie 
sehr wir uns noch als das Zentrum der 
Welt betrachten. 

Wir haben versagt im Blick darauf, un-
geachtet der Regionen, wo Kriege aus-
brechen und ungeachtet  derer,  die  sie 
verursachen,  die  gleiche  Verurteilung 
und vor allem das gleiche Mitgefühl zu 
zeigen,  was  sich  wiederum  im  unter-
schiedlichen Umgang mit  Geflüchteten 
zeigt. 

Versagt haben wir auch im Blick dar-
auf,  aus  unserer  eigenen  Geschichte, 
die  sehr  stark  von  Gewalt  geprägt  ist, 
Mechanismen  ziviler  Konfliktbearbei-
tung  zu  entwickeln,  die  ermöglichen 
würden, in Kooperation mit anderen zi-
vilgesellschaftlichen  Gruppen  weltweit, 
entscheidend  zu  intervenieren,  bevor 
die Eskalation der Gewalt  in dem Kon-

flikt  die  Verhandlungen  zu  komplex 
macht. 

Was hatten wir zu Beginn des aktu-
ellen Krieges Russlands gegen die Uk-
raine  an  Instrumenten  ziviler  Kon-
fliktbearbeitung  zu  bieten?  Die  Auf-
gabe der Entwicklung solcher Instru-
mente in transnationalen Netzwerken 
müssen wir  uns  vornehmen und die 
Politik in die Pflicht nehmen, die erfor-
derliche langfristige Arbeit dazu als Al-
ternative zur Militarisierung in der Zu-
kunft zu fördern. 

Dies ist umso wichtiger,  als es uns 
seit dem 24. Februar 2022 mit der Ag-
gression  eines  Mitglieds  des  Sicher-
heitsrates  gegen  seinen  Nachbarn 
wieder vor Augen geführt wurde, wie 
innerhalb  der  Länder  partikulare 
Gruppen  es  immer  wieder  schaffen, 
ganze  Institutionen,  wie  Parlamente, 
die „Check and Balance“ leisten sollten, 
in  abgründige  Ideen  einzuwickeln. 
Was wir mit Putin in der Ukraine erle-
ben, haben wir mit Busch im Irak, Sar-
kozy in Libyen, Saudi-Arabien und der 
Iran  im  Jemen und Paul  Kagame  im 
Kongo schon mal erlebt.

Dass  dieses  Muster  immer  wieder 
zurückkehrt,  ist  Warnung  genug. 
Angesichts  dessen  ist  es  dringender 
denn je,  die Arbeit an effektiven Me-
chanismen ziviler Konfliktbearbeitung 
in transnationalen Netzwerken zu in-
tensivieren, die im Angesicht des Ver-
sagens  staatlicher  Institutionen  von 
„Check  and  Balance“  Auswege  bieten 
können. 

Darüber hinaus ist auf institutionel-
ler Ebene eine Verstärkung des multi-
lateralen Rahmens genauso dringend. 
Dazu  gehört  eine  grundlegende  Re-
form der UN, damit der Sicherheitsrat 
von der Konfrontationslogik seiner ak-
tuellen  Konstellation  befreit  werden 
kann. 

Zur Beendigung des russischen Ag-
gressionskriegs wie zu allen anderen 
Aggressionen können wir nur beitra-
gen,  indem  wir  die  Aggressions-
mächte mit Namen benennen und So-
lidarität  mit  den  Opfern  zeigen.  Zu 
den Grundprinzipien unseres gemein-
samen Lebens gehört  es,  die  völker-
rechtlich anerkannten Grenzen zu re-
spektieren. 

Aber uns ist es auch bewusst, dass 
der  nationalstaatliche  Rahmen  nicht 
geeignet ist,  sich den zentralen  Her-
ausforderungen der Menschheit kon-
sequent  zu  stellen.  Aber  wenn  wir 
daran  arbeiten  wollen,  die  national-
staatlichen  Grenzziehungen  zu  über-
winden,  dann nur  durch gemeinsam 
definierte politische, soziale und öko-
nomische Integrations- und Koopera-
tionsprozesse und nicht durch Kriege 
zur Wiedererweckung ausgestorbener 
Imperien  oder  zur  Gründung  neuer 
Imperien. 

Dr. Boniface Mabanza Bambu,
KASA (Kirchliche Arbeitsstelle Südliches  

Afrika) . KASA ist bei der Werkstatt  
Ökonomie in Heidelberg angesiedelt und  

wird von 15 kirchlichen Organisationen  
und ökumenischen Gruppierungen  

getragen und unterstützt.

Glossar: Eurozentrismus
Unter Eurozentrismus versteht man die Betrachtung 

und Einschätzung inner- und außereuropäischer Ge-
sellschaften  aus  herkömmlicher  europäischer  Per-
spektive und gemäß den von Europäern entwickelten 
Werten und Normen. Diese Wertvorstellungen, Kate-
gorienbildungen und Überzeugungen bilden im Euro-
zentrismus  den  Mittelpunkt  des  Denkens  und  Han-
delns.

Doch umfasst der Begriff Eurozentrismus nicht nur 
das  geografische  Europa,  sondern  alle  „neoeuropäi-
schen“ industrialisierten Staaten der „Westlichen Welt“ 
mit Nordamerika, Südafrika und Australien.

Eurozentrisches Denken ist seit der Kolonialzeit viel-
fach die treibende Kraft für den wirtschaftlichen, sozia-
len  und  kulturellen  Wandel  in  den  meisten  Gesell-
schaften der Welt. 
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Größtes Nato-Luftmanöver aller Zeiten: Air Defender 23  
Zusammenstellung der Redaktion FriedenJournal

April – Juni: Defender 23
Die Übung Defender 23 wird von der 

U.S. Army Europe and Africa mit Sitz in 
Wiesbaden-Erbenheim geleitet.  Mit  der 
Übung soll nach offiziellen Angaben „die  
Fähigkeit  des  US-Militärs  demonstriert  
werden,  rasch kampffähige Truppen und  
Ausrüstung (nach Europa) zu verlegen, um  
Verbündeten Sicherheit zu geben, diejeni-
gen abzuschrecken, die den Frieden in Eu-
ropa bedrohen, und den Kontinent vor An-
griffen zu schützen.“

9.000 US-Soldaten und 17.000 Solda-
ten  aus  26  (Nato-)Partnerstaaten  wer-
den  daran  teilnehmen,  verteilt  auf  10 
europäische Länder. 

Juni: Air Defender 23

Was ist geplant?
Die  Übung  Air  Defender  23  ist  die 

größte Verlegeübung von Luftstreitkräf-
ten  seit  Bestehen  der  NATO.  Vom  12. 
bis  23.  Juni  trainieren  24  Nationen  – 
nicht nur Nato-Mitglieder - über Europa 
gemeinsame Luftoperationen. 

In der vorausgehenden Woche erfolgt 
die  Stationierung  von  Kampfjets  und 
Ausrüstungen aus Übersee. 

Bis zu 10.000 Teilnehmer mit 220 Luft-
fahrzeugen sind täglich unter der Füh-
rung der Luftwaffe Luftoperationen im 
europäischen  Luftraum  im  Übungsein-
satz.

Die  US  United  States  Air  National 
Guard verlegt aus 35 US-Bundesstaa-
ten  100  Luftfahrzeuge  nach  Europa. 
Dort üben insgesamt 24 Nationen ge-
meinsame  Luftoperationen  in  drei 
Lufträumen über Deutschland. 

Diese erstrecken sich über die West-
pfalz,  Ostdeutschland  und  Nord-
deutschland / Nord- und Ostsee.

Zwei  damit  verbundene  weitere 
NATO-Übungen  für  die  mobile  Luft-
raumüberwachung  sowie  die  elek-
tronische  Kriegsführung  erfolgen 
über die US Air Base Ramstein. 

Was ist die erklärte Zielsetzung?
„Air  Defender  23  ist  

ein  herausforderndes  
Übungsszenario  für  
Luftoperationen  für  

verbündete  Luft-
streitkräfte.  Ziel  ist  es,  die Kooperation  
der teilnehmenden Nationen zu optimie-
ren  und  auszuweiten  und  gleichzeitig  
Stärke im Bündnis zu zeigen. Das Szena-
rio ist einem Artikel-5-Beistandsszenario  
nachempfunden.“

„Die 24 Partner üben die gemeinsame  
Reaktionsfähigkeit  ihrer  Luftstreitkräfte  
bei  einer  Krisensituation.  Deutschland  
übernimmt  die  Rolle  eines  Verteidi-
gungsknotenpunkts innerhalb Europas.“

Wo finden die Einsätze statt?
Die  teilnehmenden  Nationen  wer-

den  hauptsächlich  Einsätze  starten 
von den Standorten:

> Jagel/Hohn in Schleswig-Holstein
> Wunstorf in Niedersachsen
> Lechfeld in Bayern
> Spangdahlem in Rheinland-Pfalz
> Volkel in den Niederlanden
> Čáslav in der Tschechien

Welche Signale gehen von den 
Manövern aus?

>  Kriegsvorbereitungen  gegen 
Russland  statt  diplomatische  Initiati-
ven zur Beendigung des Ukraine-Krie-
ges

> Indirekte Demonstration der Nato 
als Kriegspartei im Ukraine-Krieg 

>  Eskalation  mit  Atomwaffenübun-
gen durch nukleare Teilhabe (Büchel / 
Nörvenich und Volkel NL)

Was ist von uns zu fordern?
>  Verhandlungen  zur  Beendigung 

von  Kriegshandlungen  statt  Nato-
Stellvertreterkrieg in der Ukraine

> Verzicht auf die nukleare Teilhabe 
an  US-Atomwaffen  in  Deutschland 
und deren Abzug statt  Stationierung 
neuer "modernisierter" Atomwaffen 

>  Klimaschutz  statt  enormer  Men-
gen  Treibhausgase  durch  Kampfjets 
und Transport-/Betankungsflugzeuge

>  Umwelt-  und  Gesundheitsschutz 
statt militärischer Fluglärm 

Quelle für weitere Informationen:  
https://www.bundeswehr.de/de/organisa

tion/luftwaffe/team-luftwaffe-auf-
uebung/air-defender-23
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Luftbetankung eines F-16 Kampfjets, Foto: US Air Force
Die Tankflugzeuge sind auf der US Air Base Ramstein 
stationiert.

Grafik: Vorgesehene Lufträume für Air Defender 23. Die operative 
Leitung erfolgt über das NAto-Zentrum Luftoperationen in Kalkar.
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Der Friedensgipfel
Das  Ziel  des  Friedensgipfels  am  10. 

und 11. Juni in Wien ist die Veröffentli-
chung  eines  dringenden  globalen  Ap-
pells,  der  so  genannten  Wiener  Erklä-
rung für den Frieden, in dem die politi-
schen  Akteur:innen  aufgefordert  wer-
den, sich für einen Waffenstillstand und 
Verhandlungen in der Ukraine einzuset-
zen. Inhalte des Gipfels sind:

Eine  Konferenz  zur  Erörterung  der 
kontroversen  Fragen  im  Zusammen-
hang  mit  dem  russisch-ukrainischen 
Krieg,  um die  Stimmen von Vertretern 
der Zivilgesellschaft aus den verschiede-
nen  NATO-Ländern  sowie  von  Vertre-
tern aus  Russland  und der Ukraine  zu 
hören, welche die Ziele des Friedensgip-
fels unterstützen. 

Die  Teilnehmer  aus dem globalen 
Süden werden  über  die  dramati-
schen Folgen dieses Krieges für die 
Menschen in ihren Ländern berich-
ten und aufzeigen, wie sie zum Frie-
den beitragen können. 

Im  Mittelpunkt  der  Konferenz  ste-
hen nicht nur Kritik und Analyse, son-
dern  auch  kreative  Lösungen  und 
Wege  zur  Beendigung  des  Krieges 
und zur Vorbereitung von Verhand-
lungen. Dies ist nicht nur die Aufgabe 
von Staaten und Diplomaten, sondern 
heutzutage mehr und mehr auch die 
der globalen Gesellschaft.

Die  Konferenz  wird  eine  Kombina-
tion  aus  Vorträgen,  Arbeitsgruppen, 
Expertengruppen  und  Dialogen  um-
fassen.

Im  Anschluss  an  das  Gipfeltreffen 

wird  ein  Marsch  zu  den Botschaften 
der  verschiedenen  NATO-Länder, 
Russlands  und der Ukraine sowie zu 
den in Wien ansässigen internationa-
len  Organisationen  stattfinden,  um 
mit  Botschaftsvertretern  zusammen-
zutreffen  und  die  Wiener  Erklärung 
für den Frieden an Menschen aus aller 
Welt zu  übergeben. 

Im  Rahmen  des  Gipfels  werden 
auch Delegationen in die Hauptstädte 
verschiedener  europäischer  Länder 
entsandt, um dort mit Regierungsver-
tretern und internationalen Organisa-
tionen zusammenzutreffen. Auch wei-
tere  Veranstaltungen  für  Ende  2023 
werden entwickelt.

Weitere Infos zum Programm,  
Anmeldung und Möglichkeiten zur  

virtuellen Teilnahme:  
www.peacevienna.org
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Weitere ausgewählte 
Termine:  

7. bis 11. Juni: Evangelischer 
Kirchentag in Nürnberg

Sa. 17. Juni: Tag der Bundeswehr 
an 10 Standorten - mit lokalen 
Gegenaktionen, u.a. auch in 
Verbindung mit Protest gegen 
Air Defender 23

So. 6. Aug. Hiroshimatag

Fr. 1. Sept. Antikriegstag 
(in Zusammenarbeit mit DGB) 

3. Okt. Bundesweit dezentrale 
Aktionen, u.a. in Hamburg, dem Ort 
offizieller Feiern zum Tag der 
Deutschen Einheit (abhängig von 
Festlegungen einer noch nicht 
terminierten Aktionskonferenz)

Foto: Abschlusskundgebung des Frankfurter Ostermarsches mit 4.000 TeilnehmerInnen
am 10.4.2023, Quelle: privat

Stopp Air Base Ramstein:
Friedenswoche 2023

18. – 25. Juni : Friedenscamp 
19. – 22. Juni : Friedenswerkstatt 
23. Juni : Internationaler Kongress gegen 
Militärbasen und Krieg 
24. Juni: Demonstration vor der 
Air Base Ramstein 
Weitere Infos: www.stoppramstein.de

Tagesaktuelle 
Berichte und Analysen zu 
friedenspolitischen Themen:
www.friedensratschlag.de



Buchbesprechung

Ukraine-Krieg: Regionale und globale Folgen kompakt dargestellt
Kriegsfolgen – Wie der Kampf um die Ukraine die Welt verändert, Herausgeber: Hannes Hofbauer und Stefan Kraft
Promedia-Verlag, 23 Eur, 256 Seiten, 1. Auflage April 2023

Mit Beiträgen von Olga Baysha, Ralph 
Bosshard, Erhard Crome, Eugen Drewermann, 
Thomas Fazi, Hannes Hofbauer, Andrej Hunko, 
Boris Kagarlitsky, Sabine Kebir, Andrea 
Komlosy, Stefan Kraft, Werner Rügemer, Sabine 
Schiffer, Jochen Scholz, Peter Wahl und Florian 
Warweg.

Zum Ukraine-Konflikt  gibt  es  mittler-
weile neben einer Reihe von Buchveröf-
fentlichungen eine ganze Flut von Auto-
renbeiträgen  in  Online-Medien.  Es  ist 
deshalb eine ambitionierte Zielsetzung, 
auf 256 Textseiten die wesentlichen As-
pekte  des  Kriegsgeschehens,  dessen 
Vorgeschichte,  globale  und  regionale 
Konsequenzen sowie sich abzeichnende 
Entwicklungen kompakt darzustellen. 

Den  beiden  Herausgebern  Hannes 
Hofbauer  und  Stefan  Kraft,  die  selbst 
mit Einzelbeiträgen in dem Buch vertre-
ten sind, ist es gelungen, mit einer ge-
schickten  Auswahl  von  insgesamt  14 
weiteren AutorInnen eine große Band-
breite in vier Themenbereichen bzw. Ka-
piteln  unterzubringen.  Im  einzelnen 
sind diese: 

> Vom Konflikt zum Kriegsgang
>  Das  Kriegsgeheul  und  der  Vor-

marsch der politischen Rechten
> Wirtschaftskrieg und Entwestlichung
> Die Medien als treibende Kraft

Natürlich lässt sich darüber streiten, 
ob weitere Einzelthemen bzw. Aspekte 
der  Kriegsfolgen  fehlen.  Sicherlich 
wird  der  mit  dem  Untertitel  formu-
lierte  Anspruch  „Wie  der  Kampf  um 
die  Ukraine  die  Welt  verändert“  nur 
bedingt eingelöst. 

Insbesondere die von Hannes Hof-
bauer in seinem Beitrag sehr gut dar-
gestellte  „Entwestlichung“  Russlands 
erfolgt ja vor allem auch im Globalen 
Süden. Bei diesen geopolitischen Ent-
wicklungen kann man aber den Ukrai-
ne-Krieg  nicht  als  Auslöser,  sondern 
„nur“ als  Katalysator bezeichnet.  Die-
ses hätte den Umfang des Buches na-
türlich gesprengt. 

Ansonsten beinhaltet das Buch aber 
unterschiedliche Blickwinkel die in der 
Bandbreite nur durch ein Autorenkol-
lektiv leistbar sind. Nachfolgend kön-
nen dazu nur einige Beispiele genannt 
werden:

Zum  Gesamtverständnis  des  Kon-
fliktes sind die historischen Momente 
der  ukrainischen  Staatsbildung  ab 
1917  (Andrea  Komlosy)  notwendig, 
was  auch  eine  gute  Einordnung des 
Bandera-Faschismus ermöglicht.  Eine 
gute Ergänzung dazu - wenngleich in 
einem  anderen  Kapitel  platziert  -  ist 
der aktuelle Streit um die Nationalitä-
tenfrage mit den historisch-kontrover-
sen  Sichtweisen  von  W.I.  Lenin  und 
Rosa  Luxemburg,  sowie  Putins  anti-
bolschewistische Sichtweise.

Hervorzuheben sind die innenpoliti-
schen  Entwicklungen  in  der  Ukraine 
und  Russlands  in  der  jüngsten  Zeit. 
Aus ukrainischer Sicht wird Selenskyis 
autoritärer Populismus dargestellt. Als 
deutsche Sichtweise dazu werden Ki-
ews „Schwarze Listen“ behandelt (An-
drej Hunko). 

Die innenpolitischen Entwicklungen 
in  Russland  weisen  auf  bedenkliche 
Herausbildungen  von  autoritären 
Strukturen,  Einschränkungen  von  zi-
vilgesellschaftlichen Spielräumen und 
russischen  Chauvinismus  hin  (Boris 
Kagarlitsky).

Mindestens ebenso dramatisch stel-

len sich die innenpolitischen Entwick-
lungen  in  der  EU  und  Deutschland 
dar. Der Ukraine-Krieg verfestigt hier 
einen bereits seit langen Jahren beste-
henden  Ausnahmezustand,  angefan-
gen  vom  „Krieg  gegen  den  Terror“ 
nach dem 11. September 2001. 

Dieser  führte  zu  einer  „Blaupause 
für  dieses  autoritäre  Management  der  
westlichen Gesellschaften. Die Covid-19-
Pandemie und jetzt der Krieg in der Uk-
raine haben jedoch den Trend zu zuneh-
mend  konzentrierten,  oligarchischen  
und autoritären formen der Macht dra-
matisch beschleunigt“ (Thomas Fazi).

Bei  der  gleichgeschalteten  deut-
schen Politik auf dem Kriegspfad (Er-
hard Crome) spielen auch die Medien 
mit dem „Narrativ von den Guten und  
den  Bösen“  (Sabine  Schiffer)  sowie 
„Wording und Framing in Kriegszeiten“ 
(Sabine Kebir) eine zentrale Rolle. 

Eine  zentrale  Rolle  spielt  natürlich 
die  Ökonomie.  Themen  sind  hierbei 
Nord  Stream  (Florian  Warweg,  der 
neolieberale  Umbau  der  Ukraine 
(Werner Rügemer)  und der  (geschei-
terte!)  Wirtschaftskrieg  gegen  Russ-
land. 

„Mit  den  sich  ändernden  geopliti-
schen Verhältnissen und geografischen  
Möglichkeiten verlieren auch die ‚Werte‘  
des  Westens  an  Bedeutung.  Der  Krieg  
um die Ukraine beschleunigt diesen Pro-
zess. Und er birgt die Gefahr, dass das  
Imperium im Abstieg – die USA – Europa  
in  seinem  Todeskampf  mit  sich  reißt“ 
(Hannes Hofbauer).

So kann das Buch als kompakte Zu-
sammenfassung unterschiedlicher As-
pekte  des  Ukraine-Krieges  gesehen 
werden, der auch für gut informierte 
Leserinnen und Leser viele neue auf-
schlussreiche  Details  beinhaltet.  Vor 
allem aber  kann angesichts  der vor-
handenen  Kontroversen  zur  Sicht-
weise des Konfliktes durch die Auto-
ren-Zusammenstellung  keine  Einsei-
tigkeit  unterstellt  werden. Dieser An-
spruch  der  Herausgeber  wird  unein-
geschränkt eingelöst. 

Karl-Heinz Peil
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Anhang: Quellenangaben und weitere Infos

Das Ende der Eiszeit zwischen Saudi-
Arabien und dem Iran
Seite 3 bis 5
Der Beitrag erschien zuerst im Overton-Magazin am 13. 
März 2013 unter
https://overton-magazin.de/hintergrund/politik/das-ende-
der-eiszeit-zwischen-saudi-arabien-und-dem-iran/ 

Israel hat Angst vor Frieden 
Seite 6 und 7
Der Beitrag erschien zuerst bei den Nachdenkseiten am 
20. März 2023 unter:
https://www.nachdenkseiten.de/?p=95221 
Quellenhinweise im Text:
[«1] haaretz.com/2014-07-04/ty-article/israel-does-not-
want-peace/0000017f-db80-df62-a9ff-dfd75c210000
[«2] reuters.com/world/middle-east/iran-saudi-ties-wont-
hurt-israeli-normalisation-bid-official-says-2023-03-10/
[«3] aljazeera.com/news/2023/3/16/middle-east-round-up-
iran-saudi-arabia-and-a-changing-region
[«4] timesofisrael.com/bennett-saudi-iran-deal-a-failure-of-
israeli-efforts-to-build-anti-tehran-coalition/
[«5] arabnews.com/node/2225961/middle-east; 
middleeasteye.net/news/israel-settler-minister-west-bank-
powers-annexation
[«6] jstribune.com/arad-israels-policy-toward-irans-nuclear-
program/
[«7] haaretz.com/israel-news/2023-03-12/ty-
article/.premium/report-uae-halts-military-purchases-from-
israel-amid-political-turmoil/00000186-d6f8-d2e1-a7ff-
d7ff73830000
[«8] middleeasteye.net/news/israel-iran-former-mossad-
chief-urges-rapprochement
[«9] 
archive.nytimes.com/opinionator.blogs.nytimes.com/2006/
08/01/israel-risks-military-humiliation/
[«10] timesofisrael.com/nasrallah-says-saudi-arabia-asked-
israel-to-attack-lebanon/
[«11] foreignaffairs.com/china-became-peacemaker-middle-
east
[«12] middleeasteye.net/news/why-can-israel-maintain-
neutrality-russia-ukraine
[«13] haaretz.com/israel-news/2023-03-16/ty-article/israel-
approves-sending-anti-drone-systems-to-ukraine/
00000186-ea85-d8c1-a3be-eb855e8f0000
[«14] timesofisrael.com/moscow-warns-israel-that-
supplying-ukraine-with-arms-will-escalate-conflict/

China ignoriert die USA, da Diplomatie 
sich als nutzlos gezeigt hat
Seite 8 und 9
Quelle: RT DE vom 12.4.2023
https://pressefreiheit.rtde.live/meinung/167531-china-
ignoriert-usa-weil-gnoriert-usa-sich-diplomatie-mit-
washington-nutzlos/ (Achtung: Links zu RT DE sind teilweise 
wegen Internetsperren nicht erreichbar).

Wie wahrscheinlich ist eine chinesische 
Invasion in Taiwan?
Seite 9
Quelle: Telepolis vom 17. April 2023 
https://www.telepolis.de/features/Wie-wahrscheinlich-ist-
eine-chinesische-Invasion-in-Taiwan-8964870.html 

Ukraine-Krieg: Streit zwischen dem 
Westen und Globalen Süden
Seite 10 und 11
Quelle: German Foreign Policy vom 20. April 2023 
https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/9213 

Wer bestimmt die Regeln der 
"regelbasierten Weltordnung"?
Seite 11
Quelle: Telepolis vom 20. April 2023 
https://www.telepolis.de/features/Wer-bestimmt-die-
Regeln-der-regelbasierten-Weltordnung-8974519.html 

Interview: „Die Welt kann nicht mehr so 
eurozentrisch sein“
Seite 12 bis 14
Quelle: Zeit-Fragen Nr. 7 vom 4. April 2023 
https://www.zeit-fragen.ch/archiv/2023/nr-7-4-april-2023/di
e-welt-kann-nicht-mehr-so-eurozentrisch-sein-wie-in-der-
vergangenheit 

UN-Menschenrechtsrat: Sanktionspolitik 
westlicher Staaten beenden!
Seite 15
Quelle: amerika21 vom 16. April 2023
Von Ben Norton, Übersetzung: Vilma Guzmán
geopoliticaleconomy
https://amerika21.de/2023/04/263482/un-
menschenrechtsrat-gegen-sanktionen 
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